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Einleitung

„Berlin bleibt frei“
Politik in und fçr Berlin 1947–1966

Berlin-Beauftragter des Parteivorstandes auf dem Schauplatz des Kalten

Krieges

A m Anfang stand Willy Brandts Entscheidung, seine Rçckkehr
nach Deutschland mit der Stadt Berlin zu verbinden. Er schlug

alle anderen Angebote aus, als er im Oktober 1946 gefragt wurde, ob
er Presseattach� bei der norwegischen Militårmission in Berlin wer-
den wolle.1 Der Ort Berlin, so sagte er spåter, gab den Ausschlag: „Der
Entschluß, mein Schicksal mit dem Berlins zu verknçpfen, war
ebenso reiflich çberlegt wie zwangslåufig.“2

Hinter der Entscheidung, aus dem skandinavischen Exil nach
Berlin zurçckzukehren, lag jedoch zunåchst noch nicht die Absicht,
sich in die deutsche Politik einzumischen. Seine Tåtigkeit als Presse-
attach� der norwegischen Militårmission in der ehemaligen deut-
schen Hauptstadt sollte sich aber als sehr nçtzlich auch fçr seine
spåteren Jahre in Berlin erweisen. Im Januar 1947 nahm Brandt den
Dienst in der von den vier Siegermåchten gemeinsam verwalteten
Stadt auf. Er knçpfte zu amerikanischen, englischen und franzæsi-
schen Vertretern des Alliierten Kontrollrats Kontakte, die auch spå-
ter nicht abrissen und ihm manche Tçr im Ausland frçher æffneten
als anderen deutschen Politikern. Schon zu dieser Zeit suchte und
fand er die Verbindung zu der auch in Berlin wiedergegrçndeten
deutschen Sozialdemokratie, die sich im April 1946 mit Erfolg gegen
eine Zwangsvereinigung mit der KPD gewehrt hatte und bis 1961 in
allen vier Sektoren Berlins weiter arbeiten konnte. Willy Brandt
wurde in den Reihen der Berliner Sozialdemokraten herzlich emp-
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fangen, obwohl er zunåchst als so genannter „Alliierter“ in norwe-
gischer Uniform kam. Aber die Uniform war offenbar fçr einige Ber-
liner ein Problem. Annedore Leber, die Witwe des 1944 hinge-
richteten Widerstandskåmpfers Julius Leber, den Brandt in seiner
Jugend in Lçbeck kennen gelernt hatte, fçgte ihrem Willkommens-
gruß – wobei sie auch an ihre Parteifreunde gedacht haben mag –
ausdrçcklich hinzu: „Wir freuen uns! In welcher Form Sie zu uns
kommen, bleibt sich gleich. Wir wissen ja, als welcher Sie kommen
. . .“.3 In Annedore Lebers Zehlendorfer Haus traf Willy Brandt zu Be-
ginn des Jahres 1947 erstmals mit Ernst Reuter zusammen.4

Die Arbeit in der norwegischen Militårmission entsprach nicht
ganz Brandts Erwartungen. Immer håufiger kam ihm der Gedanke,
dass er „vom deutschen Standort aus mehr leisten kænnte“. Er meinte
zwar weiterhin, demokratische Sozialisten „kænnen heute çberall in
Europa nçtzliche Arbeit leisten“. Doch in Berlin gebe es „besonders
viel zu tun“.5 Brandt zægerte deshalb nicht, als der in Hannover resi-
dierende Parteivorstand der SPD im Oktober 1947 offiziell bei ihm
anfragte, ob er dessen „Berlin-Beauftragter“ werden wolle. Der bishe-
rige Vertreter des Vorstands in Berlin, Erich Brost, hatte ihn zuvor als
Nachfolger empfohlen.6 Die Stelle sollte schon Ende 1947 neu besetzt
werden.

Die Zusage fiel Brandt umso leichter, als sich seine Verlobte Rut
Bergaust entschlossen hatte, ihn in Berlin nicht allein zu lassen.7 Er
machte sich aber keine Illusionen çber die Schwierigkeiten, die ihn
erwarteten, und schloss deshalb nicht aus, dass er und Rut nach
einem Jahr vielleicht wieder weggehen kænnten, um einen „ruhige-
ren Ort fçr uns [zu] finden. Aber dann besteht die Gefahr, dass es we-
niger interessant wird.“8

Wider Erwarten verzægerte sich jedoch die Berufung Brandts,
denn in der Parteifçhrung in Hannover gab es plætzlich Vorbehalte
gegen seine Person. Nach einer Skandinavienreise des Vorsitzenden
Kurt Schumacher beschloss der SPD-Vorstand Anfang Dezember
1947, „die Beståtigung Brandts bis zur Klårung gewisser Bedenken,
die aus Stockholm kamen, zu vertagen“.9 In der Zeit der Emigration
hatte sich Brandt nicht nur Freunde gemacht: Das musste er nun zur
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Kenntnis nehmen. Bæsartige Gerçchte waren çber ihn in Umlauf ge-
bracht worden. Auch Berliner Sozialdemokraten warfen ihm vor,
dass er 1933 aus Deutschland weggegangen sei. In einem Brief an
seinen alten Freund aus dem Stockholmer Exil, Stefan Szende, klagte
Brandt am 11. Dezember 1947 çber „miese Denunziationen“. Man
wolle ihn beim Parteivorstand in Hannover „anschwårzen“. Durch
diesen „Emigranten-Tratsch“ wçrden absurde Verdåchtigungen wei-
tergetragen, wie beispielsweise die Behauptung, er sei ein „illegaler
Schieber“ gewesen, mæglicherweise auch ein Agent der Sowjetunion.
Fçr Brandt war dies das Gerede von „geistig Minderbemittelten“.10

Diese ihm sonst fremde Wortwahl zeigt, wie sehr ihn die Anwçrfe
getroffen hatten.

Brandt wandte sich noch kurz vor Weihnachten 1947 an Schu-
macher und setzte sich mit Erfolg gegen die Vorwçrfe zur Wehr.11 In
einem Gespråch mit dem SPD-Vorsitzenden konnte er letzte Be-
denken ausråumen, und am 26. Januar 1948 berief der Parteivorstand
Willy Brandt einstimmig zu seinem Beauftragten in Berlin. Seinen
ersten vertraulichen Bericht an Schumacher hatte Brandt schon eine
Woche zuvor geschrieben. Bis zu seinem letzten Bericht Ende No-
vember 1949 sollten weitere 371 folgen.12

Als Berlin-Beauftragter des Parteivorstandes suchte Brandt –
nicht anders als sein Vorgånger Erich Brost – vor allem den Kontakt
zu den alliierten Behærden und einzelnen Vertretern aller vier Besat-
zungsmåchte. In seinen Berichten fasste er den Inhalt seiner Ge-
språche zusammen, schilderte und analysierte die politischen Diffe-
renzen zwischen den Alliierten. Informationen und kritischer Kom-
mentar wurden dabei sorgsam getrennt.

Schon wåhrend seiner Tåtigkeit als Berlin-Beauftragter der SPD
war Willy Brandt unmittelbar Zeuge, wie die besetzte Viersektoren-
stadt in den Mittelpunkt des Weltgeschehens rçckte.13 Berlin wurde
1948 zum Schauplatz des Kalten Krieges zwischen Ost und West, der
zur Teilung Deutschlands fçhrte. Die Londoner Außenminister-Kon-
ferenz vom 25. November bis zum 15. Dezember 1947 hatte keinerlei
Fortschritte in der Frage der wirtschaftlichen und politischen Ver-
einigung der vier Besatzungszonen gebracht. Verhandlungen im
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Alliierten Kontrollrat çber eine gemeinsame Wåhrungsreform ge-
langten aufgrund des sowjetischen Widerspruchs zu keinem Ergeb-
nis. Die Westmåchte erklårten, dass sie eine Wåhrungsreform allein
in ihren Besatzungszonen durchfçhren wçrden, wenn es zu keiner
Einigung in dieser Frage kåme. Die Sowjetunion kçndigte daraufhin
die gemeinsame Verwaltung des besetzten Deutschland auf. Am
20. Mårz 1948 zog der sowjetische Vertreter aus dem Alliierten Kon-
trollrat aus; drei Monate spåter, am 16. Juni 1948, verließ die Sowjet-
union auch die fçr die Verwaltung Berlins zuståndige Alliierte Kom-
mandantur.14 Die Auseinandersetzungen in Berlin spitzten sich zu,
als am 20. Juni 1948 in den drei Westzonen die angekçndigte Wåh-
rungsreform durchgefçhrt wurde. Nachdem sich die vier Sieger-
måchte auch in den darauf folgenden Tagen nicht auf eine gemein-
same Wåhrung fçr Berlin einigen konnten, ordnete die Sowjetunion
nun ihrerseits am 23. Juni 1948 eine Wåhrungsreform fçr die sow-
jetische Besatzungszone und fçr ganz Berlin an. Die Westalliierten
antworteten mit der Einfçhrung der D-Mark in ihren Sektoren fçr
den folgenden Tag; die im sowjetischen Sektor eingefçhrte Ostmark
war allerdings bis Mårz 1949 auch in den Westsektoren gçltiges
Zahlungsmittel.15

Als Antwort auf die Ankçndigung, die westliche Wåhrungsre-
form auch auf den Westteil Berlins auszudehnen, stellte die sow-
jetische Militårverwaltung in der Nacht vom 23. zum 24. Juni 1948
wegen „technischer Stærungen“ den gesamten Passagier- und Gçter-
verkehr zwischen Berlin und Helmstedt ein. Zugleich sperrte sie die
Versorgung der Westsektoren mit Lebensmitteln, Frischmilch,
Elektrizitåt und Braunkohle. Bald darauf waren såmtliche Land-,
Wasser- und Bahnverbindungen zwischen Berlin und den West-
zonen unterbrochen. Die Blockade Westberlins hatte begonnen und
sollte elf Monate lang anhalten. Die Westalliierten reagierten mit
der Errichtung einer „Luftbrçcke“. Am 26. Juni 1948 begann die
Versorgung der Westberliner Bevælkerung durch die amerikani-
schen Luftstreitkråfte. Britische und franzæsische Militårflugzeuge
beteiligten sich schon bald an dieser Aktion.16 Auch wenn die
Blockade Westberlins nie total war und die Westberliner nicht nur
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aus der Luft versorgt wurden, galt die „Luftbrçcke“ bald als Symbol
fçr den Willen der Westalliierten, das Ûberleben der Westberliner
Bevælkerung zu sichern, und fçr ihre Entschlossenheit, in Berlin zu
bleiben.17

Bereits im Frçhjahr 1948 hatte Willy Brandt erkannt: „Wenn
Berlin aufgegeben wird, hat das verhångnisvolle Konsequenzen fçr
den Rest Deutschlands und fçr ganz Westeuropa. Deswegen kænnen
die Westalliierten auch nicht fort von hier [. . .].“18 Gleichwohl blieb
die Sorge, die Westalliierten kænnten Berlin aufgeben. Sie war nicht
unbegrçndet. Besorgt war auch der 1947 gewåhlte, aber aufgrund des
sowjetischen Einspruchs nicht amtierende Oberbçrgermeister Ernst
Reuter. Er drångte deshalb im Juli 1948 wåhrend einer Konferenz der
westdeutschen Ministerpråsidenten nahe Rçdesheim darauf, so
schnell wiemæglich einen „Weststaat“ zu schaffen. Die politische und
ækonomische Konsolidierung des Westens sei „eine elementare Vor-
aussetzung fçr die Gesundung“ auch der Berliner Verhåltnisse. Reuter
machte zudem deutlich, dass Berlin von Anfang an in den entstehen-
den Teilstaat einbezogen werden sollte.19 An den Beratungen des Par-
lamentarischen Rates, der am 1. September 1948 in Bonn zu seiner
ersten Sitzung zusammentrat, um das Grundgesetz auszuarbeiten,
nahmen schließlich fçnf Berliner Vertreter als Gåste teil.

Zur gleichen Zeit vollzog sich in Berlin die politische Spaltung
der Stadt. Am 6. September 1948 stærten von der SED mobilisierte
Demonstranten zum wiederholten Male massiv eine Sitzung der
1946 frei gewåhlten und im sowjetischen Sektor tagenden Berliner
Stadtverordnetenversammlung. Der Vorsteher, Otto Suhr, vertagte
die Sitzung und berief sie zum Abend in das Studentenhaus am
Steinplatz im britischen Sektor ein. Nur die Abgeordneten von SPD,
CDU und LDP nahmen daran teil. Die SED-Fraktion bildete am 30.
November 1948 einen provisorischen Magistrat, der fçr den Ostteil
der Stadt tåtig wurde. Am 5. Dezember 1948 fanden Neuwahlen zur
Stadtverordnetenversammlung statt, die jedoch nur noch in den
Westsektoren Berlins durchgefçhrt werden konnten. Am 18. Januar
1949 nahm der neue Westberliner Magistrat mit Oberbçrgermeister
Ernst Reuter an der Spitze seine Arbeit auf.20
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Die vormals einheitliche Verwaltung Berlins war nun zweige-
teilt. Fçr die sowjetischen Maßnahmen, die ab Sommer 1948 die
Spaltung der Stadt zum Ziel hatten, fand Willy Brandt schon damals
ein Bild, das er in den fçnfziger Jahren mehrfach gebrauchte und
auch nach dem „Chruschtschow-Ultimatum“ im November 1958
wieder aufgriff. Der Ostsektor sei, schrieb Brandt im November 1948
in einem Artikel, „noch fester als bisher in die russische Zone“ ein-
bezogen worden. In diesem Zusammenhang sei das Wort gefallen:
„Es werde nunmehr zwischen der einen Million Berliner des Ost-
sektors und den gut zwei Millionen der Westsektoren eine chinesi-
sche Mauer errichtet.“21

Die Zeit der Berlin-Blockade war auch im Privatleben Willy
Brandts eine aufregende Phase. Im Oktober 1948 kam Sohn Peter bei
Kerzenlicht in einem kaum beheizten Berliner Krankenhaus zur
Welt, das erste Kind von Willy und Rut Brandt. Beide hatten einen
Monat zuvor geheiratet.22 Die politischen Entwicklungen wiederum
hatten Folgen fçr Brandts berufliche Tåtigkeit. Seit Ende 1948 musste
er sich Gedanken çber die Zukunft seiner Arbeit als Berlin-Beauf-
tragter machen. Wåhrend der Berlin-Blockade verlagerten die West-
alliierten immer mehr Dienststellen in die westlichen Besatzungs-
zonen. Um so wichtiger schien es Brandt nun, seine Kontakte zur
Berliner SPD weiter auszubauen, und er hoffte zu Recht, dass der
Parteivorstand eine solche Verlagerung der Schwerpunkte seiner Ar-
beit gutheißen wçrde.23

Als Berlin-Beauftragter seiner Partei hatte Brandt immer mehr
als nur eine „diplomatische Mittlerrolle“ angestrebt. Von Beginn an
unterhielt er enge Verbindungen zur Berliner SPD und zu einzelnen
Sozialdemokraten. Er berichtete çber Landesparteitage, çber Landes-
vorstands- und Landesausschusssitzungen, çber Parteiwahlen und
çber innerparteiliche Konflikte. Er nahm, ohne Stimmrecht, an den
Sitzungen von Landesvorstand und Landesausschuss teil und
mischte sich mit politischen Stellungnahmen ein. Sein Rat war will-
kommen.24 Wichtig war ihm der Kontakt zu den Sozialdemokraten
in Ostberlin. Sie bildeten aus der Sicht Brandts eine „demokratische
Insel im Sowjetmeer“.25 Bald war er ein gern gesehener Redner auf
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Veranstaltungen der Berliner SPD. Oft hielt er auch Vortråge in Mit-
gliederversammlungen der Partei im Ostsektor, um alle Berliner So-
zialdemokraten in ihrem Gefçhl der „Zusammengehærigkeit mit der
Gesamtpartei“ zu unterstçtzen.26

Seinen ersten æffentlichen Berliner Auftritt wåhrend einer Kon-
ferenz der SPD-Kreisvorstånde am 12. Mårz 1948 nutzte Brandt, um
vor einem „dritten Weg“ zwischen Ost und West zu warnen. Er zog
die „Lehren aus Prag“. Dort hatten im Februar 1948 die Kommunisten
geputscht und damit die Hoffnung auf eine demokratische Entwick-
lung begraben, die Rut Bergaust und Willy Brandt im Sommer 1947
bei einem Prag-Besuch in Diskussionen çber eine Brçckenfunktion
der Tschechoslowakei wahrgenommen hatten.27

In seiner sehr emotionalen Rede vor den Berliner SPD-Funk-
tionåren erklårte Brandt: „Diese Hoffnung ist zerplatzt. Von Brç-
ckentheorien ist nichts çbrig geblieben. [. . .] Heute werden leider
nicht Brçcken gebaut, sondern gesprengt.“ Auch wenn klar bleiben
mçsse, dass die Deutschen „keine Feinde des russischen Volkes“ und
auch „keine Feinde der Sowjetunion“ seien, zeigten die Prager Er-
eignisse „den prinzipiellen Gegensatz auf zwischen dem totalitåren
Kommunismus und dem demokratischen Sozialismus“. Fçr
Deutschland und fçr Berlin kænne deshalb die Lehre nur heißen, dass
zugrunde gehe, „wer sich auf die kommunistische Einheitsfront ein-
låßt“.28

Diese Rede fand nicht zuletzt wegen ihres scharfen Tons ein be-
achtliches Echo in der Presse und machte Brandt vor allem in der
Berliner SPD bekannt.29 Er konnte mit Genugtuung konstatieren,
dass er mit seiner Rhetorik Zuhærer zu fesseln vermochte. Sein Vor-
trag war das Ergebnis eines långeren Selbstfindungsprozesses, kein
Wendepunkt im Denken Brandts.30 Øhnlich hatte er sich schon frç-
her geåußert, vor allem in der Auseinandersetzung mit seinem lang-
jåhrigen Mentor Jacob Walcher.31 Mit den „Lehren aus Prag“ war
Brandt auch nicht zum „Kalten Krieger“ geworden. Dieses „Etikett“
hing ihm zwar seit dieser Rede und vor allem in den fçnfziger Jahren
an, und er ließ es zu, zumal es ihm in den innerparteilichen Ausein-
andersetzungen hilfreich war. Doch Brandt vertrat wie viele Remi-
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granten aus dem frçheren linkssozialistischen Lager stets einen „ar-
gumentativen Antistalinismus“32 und setzte sich damit von dem
„platten“ Antikommunismus ab, dem auch und gerade viele Berliner
zuneigten.33

1948 gab es gleichwohl in der eindeutigen Ablehnung des poli-
tischen Systems in der sowjetischen Besatzungszone keinen Dissens
in der Berliner SPD, der dann spåter çber andere Fragen zwischen
dem Oberbçrgermeister Ernst Reuter und Willy Brandt auf der einen
Seite und dem Landesvorsitzenden Franz Neumann und seinen An-
hångern auf der anderen Seite aufbrechen sollte. Die gesamte Berli-
ner SPD verlieh wåhrend der Blockade dem antikommunistischen
Protest der Berliner gegen die Politik der Sowjetunion holzschnitt-
artig und sehr wåhlerwirksam Ausdruck. Die Wahlen zur Stadt-
verordnetenversammlung am 5. Dezember 1948 beståtigten die SPD
als Berlin-Partei. Sie erhielt in den drei Westsektoren Berlins çber
64 % der Stimmen.34

Zu diesem çberragenden Ergebnis hatte auch Brandt mit seinen
Wahlreden beigetragen. Er war in der Berliner SPD binnen kurzer
Zeit schon so bekannt und anerkannt, dass sein Name am 28. Juli
1949 neben den Namen von Franz Neumann, Louise Schroeder, Otto
Suhr und Paul Læbe auf die Liste der Berliner Kandidaten fçr den 1.
Deutschen Bundestag gesetzt wurde.35 Eine Anfrage Reuters, in Berlin
Stadtrat fçr Verkehr und Betriebe zu werden, hatte er zuvor ebenso
abgelehnt wie eine ihm angetragene Kandidatur in Schleswig-Hol-
stein.36 Er wollte, wie er an den Lçbecker Bçrgermeister schrieb, „ge-
rade in der gegenwårtigen Situation Berlin nicht verlassen“.37 Durch
das Bundestagsmandat konnte er andererseits aus der Berliner Kom-
munalpolitik hinauswachsen.38

Mitte 1949 begann der Berliner Vertreter des SPD-Parteivor-
standes die Abwicklung seiner Dienststelle zu planen. Am 20. No-
vember 1949 schickte Brandt seinen letzten Bericht nach Hannover.
Es ging nur noch um die finanzielle Abrechnung mit dem Schatz-
meister der Partei und um seinen Umzug in eine neue Wohnung. In
der Berliner SPD und im Bonner Bundestag warteten neue Aufgaben
auf ihn.39
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Schwieriger Aufstieg in der Berliner SPD 1949 bis 1954

Wåhrend der Berlin-Blockade und erst recht mit ihrem Ende am 12.
Mai 1949 war klar, dass Westberlin nur die Entscheidung fçr die Zu-
gehærigkeit zum entstehenden deutschen Weststaat blieb. Die For-
derung der Berliner SPD, die gesamte Stadt als zwælftes Bundesland in
die am 23. Mai 1949 gegrçndete Bundesrepublik einzubeziehen,
machte sich Brandt von Anfang an zu eigen.40 Zwar hatte der Parla-
mentarische Rat in Artikel 23 neben den elf westdeutschen Bundes-
låndern auch Groß-Berlin als Land der Bundesrepublik genannt, in
dem das Grundgesetz gelte. Die Militårgouverneure der drei West-
måchte hatten diesen Passus jedoch am 12. Mai 1949 in ihrem Ge-
nehmigungsschreiben suspendiert. Demnach durfte Berlin „keine
abstimmungsberechtigte Mitgliedschaft“ im Bundestag und Bundes-
rat erhalten und auch nicht durch den Bund regiert werden. Die
Westmåchte gestanden den Berlinern lediglich eine beschrånkte An-
zahl Vertreter zur Teilnahme an den Sitzungen in den beiden le-
gislativen Kærperschaften zu.41

Ûber die Art undWeise der Wahl der zunåchst nur acht Berliner
Abgeordneten fçr den 1. Deutschen Bundestag am 14. August 1949
gab es schließlich erneut eine Kontroverse mit den Alliierten. Im
„zwælften Land“ sollten nach dem Willen der SPD die Kandidaten
Berlins wie im Bundesgebiet direkt gewåhlt werden. Doch auch die-
ses Vorhaben scheiterte am Einspruch der Westmåchte.42 Die Berli-
ner Bundestagsabgeordneten mussten durch das Stadtparlament ge-
wåhlt werden. Die direkte Wahl, noch mehr aber das „volle“ Stimm-
recht der Berliner Abgeordneten im Bundestag blieben auch in den
kommenden Jahren fçr Brandt wichtige Forderungen, um die Ein-
beziehung Westberlins in das politische System der Bundesrepublik
festzuschreiben. In Bonn und Berlin, als Bundestagsabgeordneter, als
Pråsident des Berliner Abgeordnetenhauses und als Regierender Bçr-
germeister wurde er nicht mçde, immer wieder fçr dieses Ziel zu
werben.

Willy Brandt musste jedoch schon im Herbst 1949 feststellen,
dass diese Forderung in den Reihen der Ostberliner Sozial-
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demokraten auf Widerspruch stieß. Er berichtete nach Hannover
çber Spannungen zwischen der Parteifçhrung und einem Teil der
Mitglieder im Ostsektor. Sie seien „ausgezeichnete Genossen, die aus
menschlich verståndlichen, aber politisch unhaltbaren Grçnden
meinen, wir mçssten die Parole ,12. Land‘ aufgeben bzw. auf Eis le-
gen“. Sie fçrchteten, allmåhlich vergessen zu werden. Brandt konnte
die Ostberliner Sozialdemokraten in mehreren Mitgliederversamm-
lungen von der Notwendigkeit einer engen Bindung an die entste-
hende Bundesrepublik çberzeugen. Stolz schrieb er im Oktober 1949
an den Parteivorstand, „dass es auch heute durchaus mæglich ist, eine
politische Linie zu entwickeln, die von den Genossen des Ostsektors
ohne Widerspruch akzeptiert wird“.43

War Willy Brandt, wie er genannt wurde, der „junge Mann“ von
Ernst Reuter?44 Dieses Prådikat ist nur unter Vorbehalt richtig.
Brandt fand zwar schnell Kontakt zum Oberbçrgermeister, der durch
seinen berçhmten Appell an die „Vælker der Welt“ am 9. September
1948 weit çber Berlin hinaus bekannt geworden war. Sein Verhåltnis
zu Reuter war anfangs aber durchaus distanziert, vor allem weil
Brandt im Mai 1949 das Angebot Reuters ausgeschlagen hatte, als
Stadtrat fçr Verkehr im (West-)Berliner Magistrat mitzuwirken; er
drångte stattdessen auf die Bonner Bçhne. Doch spåtestens zu Beginn
der fçnfziger Jahre war Brandt sowohl in der Berlin-Politik als auch
in bundespolitischen Fragen stets an der Seite Reuters, der seit Januar
1951 das Amt des Regierenden Bçrgermeisters bekleidete. Die inner-
parteilichen Kontroversen um die richtige Haltung gegençber der
Bonner Politik festigten die Bindung. Reuter blieb bis zu seinem
plætzlichen Tode im September 1953 in der Berliner Landespolitik die
beherrschende, aber in seiner Partei nicht unumstrittene Figur, um
die sich alles „drehte“, wie Brandt spåter resçmierte.45

Gerade wegen der Ûbereinstimmung mit Reuter wurde ihm die
Karriere in der Berliner SPD nicht leicht gemacht. Die SPD hatte sich
1946 in ganz Berlin gegen die SED-Grçndung behaupten kænnen.46

Franz Neumann, der Organisator der Urabstimmung gegen die
Zwangsvereinigung mit der KPD, war zunåchst der unbestrittene
„volkstçmliche“ Vorsitzende, von dem Willy Brandt spåter schrieb:
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„Seine große Zeit kam, als es wichtig war, nein sagen zu kænnen“, um
sofort hinzuzufçgen: „Zwischen uns wuchs kein vertrauensvolles
Verhåltnis.“47 Der Satz umreißt einen çber Jahre dauernden Konflikt
zwischen den beiden Berliner SPD-Politikern. Erst im Jahre 1958
wurde er zugunsten Brandts entschieden.

Es war ein Gegensatz zwischen zwei Personen, die verschiedener
nicht håtten sein kænnen. Dem in der NS-Zeit verfolgten Arbeiter-
funktionår Neumann, der 1945 am liebsten wieder da angefangen
håtte, wo er 1933 aufhæren musste, stand der von weit links kom-
mende Emigrant Brandt gegençber, der im skandinavischen Exil viel
gelernt hatte und die SPD fçr neue Schichten æffnen wollte. Dazu
kam spåtestens seit 1950 der Konflikt zwischen dem SPD-Traditiona-
listen Neumann, der die im Berlin der ersten Nachkriegszeit durch-
gesetzten sozialpolitischen Reformen nicht der Zugehærigkeit zur
Bundesrepublik und dem dort geltenden Recht opfern wollte, und
dem Pragmatiker Brandt, der wegen der finanziellen Abhångigkeit
Berlins keine Alternative zu der vom Bund geforderten Ûbernahme
von Bundesgesetzen erblickte.

Auf Bundesebene war die SPD in der Opposition, in Berlin da-
gegen fçhrte sie seit Januar 1949 eine Koalitionsregierung mit der
CDU und den Freien Demokraten. Konflikte mit der Parteifçhrung
der SPD und vor allem mit dem Parteivorsitzenden und Opposi-
tionsfçhrer Kurt Schumacher blieben nicht aus. Der Dissens zwi-
schen Willy Brandt und dem SPD-Vorsitzenden beruhte zunåchst
nicht auf Meinungsverschiedenheiten in der Sache. Brandt nahm in
erster Linie Anstoß an Schumachers konfrontativem Stil der politi-
schen Auseinandersetzung. Er selbst hatte in Skandinavien einen
anderen Umgang mit dem politischen Gegner gelernt, und prakti-
zierte ihn auch in Berlin. Bald aber kamen politische Differenzen
hinzu.48 Der Berliner Oberbçrgermeister und spåtere Regierende
Bçrgermeister Reuter, und mit ihm Willy Brandt, teilten die scharfe
Opposition Schumachers gegen die Innen- und Außenpolitik Ade-
nauers nicht. Die Mehrheit der Berliner Sozialdemokraten unter dem
Landesvorsitzenden Neumann hingegen folgte der Parteifçhrung in
Hannover.
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Auch nach dem Tode Schumachers 1952 blieb Franz Neumann
der „Mann der Baracke“, sprich: der Vertreter des seit 1950 in Bonn
ansåssigen, anfånglich in einer schlichten Holzbaracke unter-
gebrachten Parteivorstandes. Bis 1958 nutzte er seine guten Ver-
bindungen zur SPD-Parteifçhrung, um Brandt den Aufstieg in der
Berliner und auch in der Bundespartei zu erschweren. Innerpartei-
licher Streit in der Berliner SPD war damit unabwendbar.

Mit Beginn des Jahres 1950 ånderten sich die Lebensumstånde
Brandts. Mehr oder weniger gegen seinen Willen çbernahm er den
SPD-Kreisvorsitz in Berlin-Wilmersdorf.49 Zugleich wurde er Chef-
redakteur der Berliner SPD-Parteizeitung, die seit Anfang 1950 tåglich
unter dem Titel Berliner Stadtblatt erschien. Mit dem neuen Titel ver-
folgte Brandt die Absicht, auch bislang parteiferne Leser zu ge-
winnen. Er schrieb selbst viele Artikel, u. a. eine ståndige Glosse
„Pfeffer und Salz“ und einen „Bonner Brief“, in dem er vor allem aus
der Arbeit des Bundestages berichtete.50 Aber der Erfolg blieb aus. Die
Auflage stagnierte. Die Zeitung erreichte nur 3500 Abonnenten –
nicht genug, um sie ækonomisch zu sichern. Nach der Wåhrungsre-
form und nach dem Ende der Blockade steckten freilich alle West-
berliner Zeitungen in einer Krise. Dennoch machten einige Berliner
SPD-Funktionåre den Chefredakteur fçr den Misserfolg verant-
wortlich. Brandt fand die Kritik ungerecht, weil er der Meinung war,
dass die „Aufgabe nicht zu læsen“ gewesen sei. Die SPD beschloss die
Einstellung des Berliner Stadtblattes. Erst im Oktober 1951 erschien
mit der Berliner Stimme, jetzt im wæchentlichen Rhythmus, wieder
eine von der SPD-Landesorganisation herausgegebene Parteizeitung.
Brandt machte von Anfang an klar, dass er fçr dieses Vorhaben nicht
zur Verfçgung stehe.51 Er håtte wohl auch keine Zeit dazu gehabt, da
er Ende 1950 auch in das Berliner Abgeordnetenhaus gewåhlt worden
war.52

Um seiner Tåtigkeit als Bundestagsabgeordneter nachzugehen,
war Brandt zwei bis drei Wochentage in Bonn, und dies nur wåhrend
der Sitzungszeiten. Fçr eine intensive Mitarbeit reiche das nicht,
klagte Brandt, nannte aber in einem Brief an einen Freund auch den
eigentlichen Grund.53 Seine Mitarbeit in Bonn sei begrenzt, weil sich
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sein Verhåltnis zum Partei- und Fraktionsvorsitzenden Schumacher
sehr verschlechtert habe, was auch æffentlich zum Ausdruck ge-
kommen sei. Brandt hatte auf dem Hamburger Bundesparteitag am
22. Mai 1950 der „çbersteigerten Argumentation gegen den Europa-
rat“ widersprochen und der von Schumacher vorgelegten Resolution,
die den Beitritt der Bundesrepublik zum Europarat ablehnte, die Zu-
stimmung verweigert.54 „Aber die Meinungsverschiedenheiten und
Aversionen beschrånken sich nicht auf diesen Punkt.“55

Bald musste Brandt auch in der Berliner Partei Farbe bekennen.
Ein langjåhriger Konflikt mit Neumann war die Folge. Bereits An-
fang 1950 hatte Brandt „atmosphårische Stærungen“ konstatiert,
nicht zuletzt, weil der Landesvorsitzende einen Konkurrenten
fçrchtete. Brandt versuchte zwar, alle „unnætigen Reibereien“ zu
vermeiden. Aber seine versæhnlichen Briefe an Neumann halfen
wenig, da der Machtkampf neben den persænlichen Animositåten
politische Ursachen hatte.56 Die Auffassungen çber die richtige Po-
litik in der ehemaligen Hauptstadt gingen weit auseinander. In den
Wahlen von 1950 verlor die Berliner SPD ihre Mehrheit. Die Al-
ternative war nun: Beteiligung an einer Koalitionsregierung oder
Wechsel in die Opposition. In diesem Konflikt, der auch nach der
Neuauflage der Dreierkoalition weiter schwelte und immer wieder
zum Thema von Landesparteitagen wurde, konnte der Parteivor-
sitzende Schumacher zunåchst vermitteln.57 Doch als Brandt Anfang
1952 dem Drången Reuters nachgab und sich entschloss, gegen
Neumann als Landesvorsitzender zu kandidieren, brach der Streit
erneut aus.

In einem als Programmschrift gedachten Schreiben an Partei-
freunde vom 20. April 1952 analysierte Brandt mit sehr deutlichen
Worten die Ursachen der „Berliner Krise“ und suchte nach Auswegen
aus ihr. Die Berliner SPD kænne in den fçnfziger Jahren nicht allein
vom Ruhm der Nachkriegszeit leben. Sie mçsse endlich die Rah-
menbedingungen der Berliner Politik zur Kenntnis nehmen, denn
„Westberlin kænnte nicht existieren ohne die Milliarde, die ihm
jåhrlich nach dem jetzigen Stand aus Bundesmitteln zufliesst.“ Des-
halb mçsse Berlin, mçsse die Berliner SPD ihr Verhåltnis zum Bund
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klåren, und da gebe es leider keine Alternative zur unverånderten
Ûbernahme von Bundesgesetzen. Jeder politisch noch so gut be-
grçndete Versuch, Bundesgesetze zu veråndern, gefåhrde die fçr Ber-
lin çberlebensnotwendige Bindung an die Bundesrepublik. Es gelte,
das Wçnschenswerte vom politisch Durchsetzbaren zu trennen. Die
SPD mçsse zu einheitlichem Handeln zurçckfinden.58

Kurz darauf trat Brandt auf dem Landesparteitag der Berliner
SPD Ende Mai 1952 erstmals gegen Franz Neumann an und verlor
deutlich. Die Niederlage war vorhersehbar. Nicht erwartet hatte
Brandt aber, dass die zur gleichen Zeit wieder kursierenden Diffa-
mierungen seiner Person auch aus den Reihen der Berliner Partei ka-
men. Fassungslos schrieb Brandt an Schumacher, dass in der Berliner
SPD die „echte Auseinandersetzung durch Mittel der Diffamierung“
ersetzt werde. Das geschehe nicht am Stammtisch, sondern „in
Kreisvorstandssitzungen und in anderen verantwortlichen Kærper-
schaften“.59 In einem offenen Brief an die fçhrenden Mitglieder der
Berliner Landesorganisation verhehlte Brandt nicht, „erschçttert“
darçber zu sein, dass die eigenen Parteifreunde den „Emigrations-
Komplex“ als Argument gegen Reuter und gegen ihn benutzten und
zum Thema innerparteilicher Diskussionen machten.60 Von „per-
sænlicher Feigheit“ sei die Rede und davon, dass Emigranten çber die
politischen Verhåltnisse in Deutschland nur begrenzt urteilen kænn-
ten. Unmittelbar vor dem Parteitag erlåuterte Brandt daher in diesem
Schreiben auch ausfçhrlich die Grçnde seiner Emigration. Er brau-
che sich seiner politischen Arbeit in Norwegen und Schweden nicht
zu schåmen. Er wolle sich deshalb auch nicht damit abfinden, dass
„das Ringen um den richtigen Weg durch das Anwenden der Dreck-
schleuder ersetzt werden soll“. Gerade deswegen habe er an seiner
Kandidatur festgehalten.61

Als Brandt im Frçhjahr 1954 Neumann auf einem Landespartei-
tag wiederum herausforderte, sah die innerparteiliche Landschaft
schon ganz anders aus. Er verlor abermals, doch nur sehr knapp.
Diesmal fehlten ihm zwei Stimmen. Eine große Mehrheit der Dele-
gierten wåhlte Brandt anschließend zum stellvertretenden Landes-
vorsitzenden. Zu dem guten Wahlergebnis hatte vor allem seine
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nachdenkliche Vorstellungsrede beigetragen, in der er die Berliner
SPD beschwor, der „zunehmenden Tendenz zur Isolierung und der
zunehmenden Provinzialisierung Berlins“ entgegenzuwirken, die
„zur geistigen Verkçmmerung“ fçhre. Lautstarke Proteste zeigten al-
lerdings, dass nicht alle Parteitagsdelegierte seine Aufforderung, den
„Sinn fçr das Wesentliche“ zu behalten, verstanden hatten.62

Auf dem Weg zum Regierenden Bçrgermeister 1955 bis 1957

Bei anderen Sozialdemokraten in Berlin und namentlich bei Hein-
rich Albertz, der 1955 aus Niedersachsen kam und an der Spree Se-
natsdirektor fçr Volksbildung wurde, fand Brandt fçr seine Appelle
ein offenes Ohr. Auch Albertz sah, wie er im Oktober 1955 in einem
Brief an einen dånischen Freund betonte, viele seiner neuen Berliner
Parteifreunde in einem „provinziellen“ Denken befangen. Die Ur-
sache sei eine in Berlin herrschende „Festungspsychose“. Aufgrund
unbegreiflicher Illusionen meine man „hier noch wie in den hero-
ischen Zeiten der Blockade, mit einem bloßen Nein auskommen zu
kænnen“.63 Anders als Albertz sprach Brandt in dieser Zeit auf Lan-
desparteitagen bereits offen aus, dass es aufgrund der inter-
nationalen Entwicklungen nicht ausreiche, in Berlin „einfach mit
den Vokabeln einer vergangenen Zeit die heutige meistern zu wol-
len [. . .]. Wir stehen – und das sollten wir nçchtern und illusionslos
prçfen – der Tatsache gegençber, daß bisher erstarrte Fronten in
Bewegung geraten sind.“64

Die Stimme Willy Brandts in der Berliner Politik war in den
fçnfziger Jahren immer deutlicher zu hæren. Als Otto Suhr 1955 zum
Regierenden Bçrgermeister gewåhlt wurde, folgte Brandt ihm in das
Amt des Pråsidenten des Berliner Abgeordnetenhauses nach. In einer
Kampfabstimmung in der SPD-Abgeordnetenhausfraktion hatte er
sich zuvor gegen den Kreuzberger Bezirksbçrgermeister Willy
Kressmann durchgesetzt.65 In seiner ersten Ansprache nach seiner
Wahl zum Pråsidenten des Westberliner Parlaments rief Brandt am
11. Januar 1955 alle Fraktionen zur Zusammenarbeit auf, um Berlin
wieder zur „zusammengefçgten Hauptstadt“ Deutschlands werden
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zu lassen. Zugleich wçnschte er, dass der „menschliche Kontakt“
zwischen Ost- und Westberlinern nicht abreißen mæge. Auch die Po-
litik mçsse ihn pflegen, „wenn wir ein Volk bleiben wollen; und das
wollen wir“.66

Sein neues Amt machte Brandt in der Stadt noch bekannter. Die
Westberliner Presse zeichnete von ihm das Bild eines modernen und
dynamischen Politikers. Gleichzeitig wuchs die Abneigung des Lan-
desvorsitzenden Neumann und seiner Anhånger gegen Brandt. Sie
konnten indessen nicht verhindern, dass der Pråsident des Abge-
ordnetenhauses am 5. November 1956 durch sein entschlossenes und
couragiertes Auftreten das Profil eines Politikers gewann, der berufen
schien, zu einem neuen Ernst Reuter zu werden. An diesem Tag ver-
sammelten sich çber 100 000 Berliner vor dem Rathaus Schæneberg,
um gegen die blutige Niederschlagung des Volksaufstandes in Un-
garn durch die sowjetische Armee zu protestieren. Am 23. Oktober
1956 hatten die revolutionåren Ereignisse in Ungarn begonnen, die
zunåchst zur Bildung einer reformkommunistischen Regierung
fçhrten. Als die Sowjetarmee intervenierte, kam es zum Aufstand.
Am 1. November 1956 verkçndete der ungarische Ministerpråsident
Imre Nagy den Austritt Ungarns aus dem Warschauer Pakt und rief
die Vereinten Nationen um Hilfe – jedoch vergeblich. Am 5. Novem-
ber 1956 brach der Aufstand zusammen.

Den Erwartungen der aufgebrachten Menge vor dem Rathaus
Schæneberg, die çber die Sowjetunion ebenso empært war wie çber
das Stillhalten der Westmåchte, waren bei der aufgeregten Atmo-
sphåre auf dem Platz die offiziell vorgesehenen Redner der Kund-
gebung in keiner Weise gewachsen. In der Westberliner Presse
wurde vor allem Franz Neumann kritisiert. Er habe als „Parteiredner“
an den Gefçhlen der Berliner vorbeigeredet und sich damit „aus der
Kandidatenliste fçr den Posten eines Regierenden Bçrgermeisters ge-
strichen“.67 Heftige Kritik am Landesvorsitzenden çbten auch ver-
schiedene Gliederungen der Berliner SPD. Sie konstatierten eine
„geistige Fçhrungslosigkeit“ der Partei und forderten die Ein-
berufung eines Parteitages.Willy Brandt und seiner Frau Rut war es
dagegen am Abend des 5. November mit Geistesgegenwart und Mut
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gelungen, erregte und enttåuschte Kundgebungsteilnehmer, die zum
Brandenburger Tor ziehen wollten, zu beruhigen und hierdurch eine
Eskalation abzuwenden.68 Alle Beobachter waren sich einig, dass die-
ser Tag einen Wendepunkt in der politischen Karriere Brandts mar-
kierte. Eben war er noch ein junger aufstrebender Politiker gewesen,
der sich mit seiner eigenen Parteifçhrung herumstritt. Am Morgen
nach dem 5. November war die „Krise vorbei, und die Brandts waren
Helden“.69 Brandt wollte zwar die Situation nicht ausnutzen und eine
Art „Burgfrieden“ in der Berliner SPD wahren. Er konnte aber sicher
sein, dass eine ausreichende Mehrheit der Partei hinter ihm stand,
wenn eine Kandidatur fçr das Amt des Regierenden Bçrgermeisters
auf ihn zukommen sollte.70

Als Otto Suhr im August 1957 starb, dauerten die Irritationen
çber die Nachfolge dann auch nicht lange. Der Landesvorsitzende
Franz Neumann versuchte ein letztes Mal, Brandts Aufstieg in der
Berliner Landespolitik zu verhindern, und scheiterte klåglich. Am 3.
Oktober 1957 wåhlte das Abgeordnetenhaus den 43-jåhrigen Willy
Brandt zum Regierenden Bçrgermeister von Berlin.71

Nun war auch sein Aufstieg an die Spitze der Berliner SPD nicht
mehr aufzuhalten. Auf einem außerordentlichen Landesparteitag am
12. Januar 1958 læste Willy Brandt nach jahrelangem innerpartei-
lichen Streit den seit 1946 amtierenden Franz Neumann als Landes-
vorsitzender der SPD ab. DieWahl war von seinem engenMitarbeiter
Klaus Schçtz generalstabsmåßig vorbereitet worden. Zwar hatte
Brandt zunåchst gezægert, auch innerparteilich die Machtfrage zu
stellen, doch wurde er von Schçtz im Oktober 1957 zu seiner Ent-
scheidung gedrångt.72 Nachdem er sich allerdings entschieden und
sein Ziel erreicht hatte, bezeichnete er die Ûbernahme dieser „zu-
såtzlichen Aufgabe“ als notwendig. Es sei unvermeidlich gewesen,
„die Dinge hier einmal zur Entscheidung zu bringen“. Er fçrchtete
wohl noch viele Schwierigkeiten, war sich aber sicher, auch damit
fertig zu werden, zumal er auch aus der westdeutschen Partei eine
„ganze Reihe positiver Øußerungen“ vernommen hatte. Die Partei-
fçhrung in der Bonner „Baracke“ schien allerdings „nicht begeistert
zu sein“.73
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Dabei blieb es zunåchst auch noch nach dem Stuttgarter Bun-
desparteitag vom Mai 1958, der eine Reform der Parteiorganisation
beschlossen und Willy Brandt endlich, im dritten Anlauf, den er-
sehnten Platz im Parteivorstand der SPD verschafft hatte.74

Neue Akzente und bundespolitischer Aufstieg des Regierenden

Bçrgermeisters

In seiner ersten Regierungserklårung vom 17. Oktober 1957 knçpfte
Brandt an die Berlin-Politik seiner Vorgånger Ernst Reuter, Walther
Schreiber (CDU) und Otto Suhr an. Zugleich setzte er zunåchst kaum
wahrgenommene neue Akzente. Er betonte – und wiederholte es
noch oft –, dass er von Berlin aus keine „eigene Außenpolitik“ be-
treiben kænne und auch nicht wolle. Berlin und die Berliner håtten
jedoch çber die Jahre hinweg besondere Erfahrungen an der Schnitt-
stelle des Kalten Krieges machen mçssen, die vielleicht auch neue
politische Initiativen anregen kænnten. Der von ihm gefçhrte Senat
wolle Politik fçr die Menschen in allen Teilen Berlins machen. Des-
halb schlug Brandt Gespråche zwischen den „technischen Behærden“
in Ost- undWestberlin vor, um die Lebensverhåltnisse zu verbessern.
Das Spektrum der Themen war umfangreich. Es reichte von dem
Vorschlag, die seit Mai 1952 durch die Ostberliner Postverwaltung
unterbrochenen Telefonverbindungen zwischen den beiden Stadt-
hålften wieder herzustellen, bis zu einer gemeinsamen Stadt- und
Verkehrsplanung.75

Das Gespråchsangebot, das im Juni 1958 in einem nach Ostberlin
çbermittelten Katalog von „10 Fragen an die Verwaltung des Ost-
sektors“ konkretisiert wurde, war aber in der Form noch in die Spra-
che des Kalten Krieges eingebettet. Die Initiative wurde sofort der
Presse mitgeteilt. Ganz offensichtlich zielte sie vor allem auf Wir-
kung in der Westberliner Úffentlichkeit. Von einem ernst gemeinten
Versuch, mit der DDR – die von der Bundesrepublik als Staat nicht
anerkannt und auch von Brandt damals noch als „Zone“ oder „sow-
jetisch besetztes Gebiet“ bezeichnet wurde – ins Gespråch zu kom-
men, konnte noch keine Rede sein. Bereits die im Ûbermittlungs-
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schreiben gewåhlte Anschrift „An die Verwaltung des Ostsektors von
Berlin“ bot eine Garantie dafçr, dass das Angebot von den Behærden
Ostberlins als in Form und Inhalt „ungehærig“ abgelehnt werden
wçrde.76

Brandts Ûberlegungen, gleichwohl etwas Bewegung in die fest-
gefahrenen Rituale der Deutschlandpolitik zu bringen,wurden durch
einen Paukenschlag der Sowjetunion hinfållig: Das „Chruschtschow-
Ultimatum“ vom November 1958 stellte die Existenz eines freien
Westberlin und seiner Bindungen an die Bundesrepublik grundsåtz-
lich in Frage. Der sowjetische Ministerpråsident hatte in einer Rede
am 10. November 1958 die USA, Großbritannien und Frankreich be-
schuldigt, das Potsdamer Abkommen gebrochen zu haben, und die
Aufhebung des Vier-Måchte-Status von Berlin angekçndigt. In Noten
an die Westmåchte, die Bundesrepublik und die DDR forderte die
Sowjetunion am 27. November 1958 die Beendigung des „Besat-
zungsregimes in Westberlin“. Die sowjetische Regierung schlug die
Umwandlung Westberlins in eine „entmilitarisierte Freie Stadt“ vor
und råumte dafçr eine Frist von sechs Monaten fçr Verhandlungen
der vier Siegermåchte ein. Fçr den Fall, dass diese Frist ergebnislos
verstreiche, drohte die Sowjetunion den Abschluss eines separaten
Friedensvertrages mit der DDR an, durch den die alliierten Kontroll-
rechte in Berlin vollståndig auf die Regierung in Ostberlin çbertragen
werden sollten.77

Fçr den Regierenden Bçrgermeister waren diese Vorschlåge
„untragbar“, wie er in seiner ersten Stellungnahme noch am 27. No-
vember 1958 erklårte: „Es ist das erkennbare Ziel der kom-
munistischen Politik, ganz Berlin in die sogenannte ,DDR‘ einzuglie-
dern.“ Jetzt galt es aus der Sicht Brandts, in der Berlin-Politik mit be-
sonderem Nachdruck den Schulterschluss mit der Bundesregierung
zu suchen und die Westalliierten hæflich, aber bestimmt aufzufor-
dern, „ihre Rechte und Pflichten in Berlin bis zur Ûberwindung der
Spaltung Deutschlands auszuçben“ und keine Ønderung des Status
quo von Berlin zuzulassen.78

Die Abgeordnetenhaus-Wahlen in Westberlin am 7. Dezember
1958 standen ganz im Zeichen des Ultimatums. Brandt und die SPD

34 Einleitung



fçhrten denWahlkampf mit der Losung „Berlin bleibt frei“. Bei einer
Rekordwahlbeteiligung von çber 93 % erhielt die SPD mit 52,6 % der
Stimmen die absolute Mehrheit. Nur die CDU war mit 37 % noch im
Abgeordnetenhaus vertreten, alle anderen Parteien konnten die 5 %-
Hçrde nicht çberspringen. Die SED erhielt gar nur knapp 2 % der
Stimmen. Trotz ihrer Mehrheit und trotz des Widerspruchs der Par-
teilinken bot die SPD der CDU wenige Tage nach der Wahl eine Ko-
alition an. Fçr Brandt war die Große Koalition ohne Opposition eine
„Notgemeinschaft“, die angesichts der sowjetischen Angriffe auf den
Status Berlins unumgånglich sei.79

Mit dem Wahlerfolg in Berlin stieg der Regierende Bçrger-
meister in der Úffentlichkeit zum „Star“ der deutschen Sozialdemo-
kratie auf. Er erlangte bundesweite Bekanntheit und war in den Me-
dien sehr gefragt. Das Ehepaar Brandt machte in Abendkleid und
Smoking auf Pressebållen eine gute Figur, worçber die Zeitungen
gern berichteten, die Traditionalisten in der SPD aber die Nase
rçmpften.

Die Krise um Berlin ließ Willy Brandt auch auf internationalem
Parkett zum begehrten politischen Gespråchspartner werden. Eine
vierwæchige Reise um die Welt, die er mit Unterstçtzung der Bun-
desregierung unternahm, um fçr das freie Berlin zu werben, fçhrte
ihn im Februar und Mårz 1959 zunåchst nach Nordamerika und da-
nach weiter nach Japan, Hongkong, Thailand, Birma, Ceylon, Pakis-
tan und Indien.80

Zur selben Zeit wuchs Brandts Einfluss in der Bundes-SPD. Die
deutsche Sozialdemokratie hatte mit dem Godesberger Programm im
November 1959 eine programmatische Wende zur Volkspartei voll-
zogen.81 Der Politiker, der nach der Meinung einer wachsenden Zahl
von Sozialdemokraten die Wende am glaubwçrdigsten verkærperte,
war Willy Brandt. In der SPD mehrten sich die Stimmen, die eine er-
neute Kanzlerkandidatur des SPD-Vorsitzenden Erich Ollenhauer
nicht mehr fçr selbstverståndlich hielten. Brandt war zudem mit sei-
nen 45 Jahren fast so jung wie der amerikanische Pråsidentschafts-
kandidat John F. Kennedy, der im Januar 1961 Pråsident Eisenhower
nachfolgen sollte. Wie Kennedy gehærte Brandt einer neuen Poli-
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tikergeneration an. Zum Verdruss vieler Christdemokraten konnte
der Regierende Bçrgermeister den Beliebtheitsgrad von Bundeskanz-
ler Adenauer rasch çbertreffen.82 Im November 1960 kçrte der Par-
teitag Willy Brandt in Hannover mit großer Mehrheit zum Kanzler-
kandidaten der SPD fçr die Bundestagswahl 1961.83

Mit harten Bandagen – die Auseinandersetzungen in der Berliner SPD und

die Diffamierungskampagnen gegen Willy Brandt

In der Berliner SPD wollte die Kritik am Landesvorsitzenden Brandt
in den spåten fçnfziger und frçhen sechziger Jahren gleichwohl
nicht verstummen. Allerdings wagten nur wenige den offenen
Schlagabtausch. Die innerparteilichen Kritiker fçhrten meist
„Stellvertreterkriege“, die das Klima in der Partei vergifteten. Das
bekam zunåchst Heinrich Albertz zu spçren. Brandt wollte ihn
nach den Wahlen Ende 1958 zum Sozialsenator machen. In meh-
reren Abstimmungen in der SPD-Fraktion fiel der Kandidat des Re-
gierenden Bçrgermeisters durch. Brandt, dem diese Niederlage galt,
nannte die Entscheidung „sachlich nicht gerechtfertigt, menschlich
bedauerlich und in der Wirkung nach außen nicht gerade zutråg-
lich“; er drohte sogar mit seinem Rçcktritt.84 Albertz schrieb ver-
bittert an Brandt, dass sein „Fall“ zum „schrecklichen Beweis fçr
immer noch in der Partei herrschende Verhåltnisse“ geworden sei.
Er riet Brandt, keinen Weg mehr zu gehen, „auf dem wieder Kom-
promisse mit Neumann und seinen Freunden geschlossen wer-
den“.85 Dieser in der Úffentlichkeit als „Rebellion der Funktionåre
gegen Brandt“86 wahrgenommene neuerliche Streit hatte weit-
reichende Folgen.

Die Fronten in der Berliner SPD waren jetzt wieder so verhårtet
wie zu Beginn der fçnfziger Jahre. Der Anfang 1958 verkçndete
„Burgfrieden“, wenn er denn çberhaupt jemals ernst gemeint war,
schien aufgekçndigt. Die innerparteiliche Situation aber hatte sich
entscheidend zugunsten Brandts gewandelt. Der Regierende Bçrger-
meister war jetzt Wortfçhrer der Mehrheit in der Partei und nicht
långer bereit stillzuhalten. Seine Anhånger drångten ihn, auch orga-
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nisatorisch einen Trennungsstrich gegençber seinen Kritikern zu
ziehen. Brandt, der noch Mitte der fçnfziger Jahre auf Landespartei-
tagen Toleranz im innerparteilichen Streit eingefordert hatte, gab
dem Drången nach.

Zu diesemMeinungswandel trug der Umstand bei, dass 1957 und
1958 wie schon zu Beginn der fçnfziger Jahre besonders vehemente
Angriffe gegen seine Person aus den eigenen Reihen gekommen wa-
ren. Zunåchst war Brandt als Kandidat fçr das Amt des Regierenden
Bçrgermeisters ins Visier politischer Gegner von rechts geraten. Sie
machten als „haßerfçllte Widersacher“ die Zeit der Emigration er-
neut zum Thema. Immer wieder hieß es, er habe in fremder Uniform
auf deutsche Soldaten geschossen. Brandt sah in den diffamierenden
Artikeln einer Berliner Montagszeitung, die seit Anfang 1957 in
Fortsetzung erschienen, eine „veritable Kampagne der Ehr-
abschneidung“. Er setzte sich zur Wehr – mit Erfolg.87 Es blieb ihm
auch nicht verborgen, dass Bundeskanzler Adenauer ihm weiterhin
„mit betråchtlichem Vorurteil“ begegnete, ihn als „frçheren Kom-
munisten“ bezeichnete und sich auch nicht scheute, Brandt bei
seinen Parteifreunden als Karrieristen anzuschwårzen. „Ob sich das
åndern wird, bleibt abzuwarten“, schrieb Brandt im Dezember 1957
an Erich Brost. Andererseits wahrte der Bundeskanzler die Form und
gratulierte ihm zu seinem neuen Amt als Regierender Bçrger-
meister.88

Doch es verbitterte Brandt sehr, dass wiederum nicht nur Gegner
der Sozialdemokraten, sondern auch einige seiner Berliner Partei-
freunde an der Verbreitung von Gerçchten beteiligt waren.89 Ein-
zelne Mitglieder der SPD halfen sogar, eine aus der DDR stammende
Schmåhschrift zu verteilen. Unter dem Titel „Ein Mann namens
Frahm . . .“ und mit fingiertem Absender wurde sie im Herbst 1958 an
Funktionåre der SPD in Berlin und in der Bundesrepublik verschickt.
Ein Exemplar erreichte sogar Bruno Kreisky in Wien, der das, wie er
schrieb, „çble Pamphlet“ im September 1959 an die Berliner Senats-
kanzlei sandte.90 Das hektographiert vervielfåltigte Manuskript er-
weckte den Anschein, als stamme es aus der Feder oppositioneller
Sozialdemokraten, war aber in Wahrheit eine Zusammenfassung al-
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ler in der DDR seit 1948 gesammelten denunziatorisch nutzbaren In-
formationen çber Brandt.91 In der SED-Zeitung Neues Deutschlandwar
bereits Anfang 1950 ein Artikel erschienen, der eine angebliche Zu-
schrift von „einem, der es wissen muß“ zitiert hatte. Darin war vom
Spionagevorwurf gegen Brandt bis zu seiner Charakterisierung als
Person, die der Sensations- und Gewinnsucht verfallen sei, alles ent-
halten, was in Druckerzeugnissen aus der DDR mit meist denselben
Worten bis weit in die sechziger Jahre hinein verbreitet wurde.92 Im
Herbst 1958 hielten einige politische Gegner Brandts in der Berliner
SPD die Schrift „Ein Mann namens Frahm . . .“ wegen der geschickten
Machart in der Tat fçr das Werk „oppositioneller“ Sozialdemokraten.
Der frçhere Oberbçrgermeister Otto Ostrowski trug die Schrift sogar
zu einem Journalisten aus Ostberlin, in der Annahme, dieser kenne
sie nicht, und bat um Hilfe bei der Verbreitung. In der Zeitung der so
genannten „Sozialdemokratischen Aktion“, einer 1948 von der SED
gegrçndeten Organisation angeblicher oppositioneller Sozial-
demokraten, erschien der Text dann im November 1958 und fand er-
neut den Weg nach Westberlin.93

Die Zeitung der DDR-Blockpartei NDPD nahm den Aufenthalt
Brandts in den USA im Februar 1959 zum Anlass fçr eine besonders
infame Beschimpfung. In einem ganzseitigen Artikel wurde Brandt
unterstellt, er habe eigentlich nach Spanien reisen wollen. Dort solle
er ausgezeichnet werden wegen seiner Unterstçtzung einer trotzkis-
tischen Partei im Bçrgerkrieg 1937, die in Wahrheit eine Spio-
nageorganisation der spanischen Faschisten gewesen sei. Das auf an-
geblich geheime Archivalien gestçtzte Machwerk sparte darçber
hinaus nicht mit Anspielungen auf die nichteheliche Geburt
Brandts.94 In der SED galt der Regierende Bçrgermeister von Berlin als
Anfçhrer des rechten Flçgels in der SPD, als „Vertreter der ame-
rikanischen Fraktion“. Die DDR-Fçhrung verfçgte allerdings nicht
nur çber Material aus Brandts Emigrationszeit, das angeblich au-
thentisch sein sollte. Der Staatssicherheitsdienst meinte auch, çber
das Privatleben Brandts gut Bescheid zu wissen.95 Jedenfalls çber die
politische Haltung des Regierenden Bçrgermeisters war die SED-
Spitze aus vielerlei Quellen gut informiert. Nur wenige Tage, nach-
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dem Brandt Ollenhauer und anderen Mitgliedern des SPD-Parteivor-
standes vertraulich çber die Ergebnisse seiner Weltreise im Frçhjahr
1959 berichtet hatte, lieferte der Informant „Claus“ ein vierseitiges
Protokoll çber dieses Treffen nach Ostberlin. Er hatte offenbar an
diesem Gespråch im kleinen Kreis teilgenommen.96 Vertrauliche In-
formationen erhielt die SED-Fçhrung aber auch von „Freddy“. Hinter
diesem Decknamen verbarg sich der langjåhrige Landessekretår,
stellvertretende SPD-Landesvorsitzende und schließlich auch Berli-
ner Bundestagsabgeordnete Josef Braun, der von 1947 an bis zu sei-
nem Tode im Jahre 1966 Informant des Staatssicherheitsdienstes der
DDR und von dessen Vorlåufer war.97

Brandt legte zwar Wert darauf, als SPD-Landesvorsitzender nicht
nur eine Gruppe in der Partei zu vertreten und schlug deshalb in den
Diskussionen mit seinen Kritikern anfangs wieder einen „versæhn-
lichen Ton“ an, „um gruppenmåßiges Gegeneinander und cliquen-
måßige Verkrampfung çberwinden zu helfen“.98 Aber die Anwçrfe
gegen seine Person hatten ihn mehr getroffen, als er nach außen zu-
geben mochte. Er wusste auch, dass einige (wenige) Berliner Sozial-
demokraten sich mehr der SED und der DDR verpflichtet fçhlten als
der eigenen Partei.99

Das erklårt allerdings nicht ausreichend, warum Brandt bereit
war, zu Beginn der sechziger Jahre dem Parteiausschluss von engen
Freunden aus der Zeit der Emigration zuzustimmen. Die dafçr ange-
gebenen Grçnde sind im Rçckblick nicht çberzeugend. Max Kæhler,
fçr dessen Rçckkehr und soziale Sicherung sich Brandt noch Mitte
der fçnfziger Jahre persænlich eingesetzt hatte100, fiel in Ungnade,
weil er einen kirchenkritischen Aufsatz in einer Freidenker-Zeit-
schrift geschrieben hatte. Als der „Sofortausschluss“ aufWiderspruch
stieß, verteidigte Brandt die Sanktion mit Verweis auf die Statuten
und erklårte, die Maßnahme tue ihm „persænlich leid“.101

Brandt und noch mehr seine engen politischen Freunde folgten
damit dem in der SPD in jenen Jahren gepflegten „Prinzip der partei-
lichen Geschlossenheit“, das bei Disziplinverstæßen auch einen so-
fortigen Ausschluss aus der Partei rechtfertigte. Die jeweilige Min-
derheit in der Partei sah ihre Einflussmæglichkeiten durch ein Orga-
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nisationsstatut beschnitten, das diese Praxis erlaubte. Sie ließ die
Kritik indessen fallen, wenn sie selbst zur Mehrheit geworden war.
Die Zuordnung von Mehrheit und Minderheit zu jeweiligen rechten
oder linken Tendenzen in der Partei spielte dabei nur eine geringe
Rolle.102 Nach dem Godesberger Parteitag im Jahre 1959 praktizierte
freilich die SPD-Parteifçhrung eine „rigorose Abgrenzung“ auch ge-
gençber den „nichtkommunistischen Linkssozialisten“, darunter
nicht wenige frçhere Kampfgefåhrten Brandts. Das trug dazu bei,
„den Rahmen der Diskussion çber Grundsatzfragen çber die durch
das Godesberger Programm gesteckten Grenzen hinaus zu reduzie-
ren“.103

In der Berliner SPD wurde das „Prinzip der Geschlossenheit“ be-
sonders rigoros gehandhabt, wie das Beispiel des populåren Kreuz-
berger Bezirksbçrgermeisters Willy Kressmann verdeutlicht.104 Er
hatte sich im innerparteilichen Streit der fçnfziger Jahre auf die Seite
von Franz Neumann geschlagen, vertrat aber zu Beginn der sechziger
Jahre bei æffentlichen Auftritten politische Ûberzeugungen, die nicht
sehr weit von Brandts Positionen entfernt waren. Wåhrend einer
Reise in die USA ging Kressmann im Sommer 1962 in New York auf
aktuelle Probleme in Berlin ein, auch auf einen Schusswechsel zwi-
schen der Ost- und Westberliner Polizei an der Mauer. Seine Øuße-
rungen wurden von den Presseagenturen sehr verkçrzt wieder-
gegeben und in Berlin als einseitige Kritik am Verhalten der West-
berliner Polizei interpretiert. Die Berliner SPD distanzierte sich von
dem Bezirksbçrgermeister; dessen Ansichten spiegelten „weder die
Haltung noch die Politik der Berliner SPD“ wider.

Ferner hatte Kressmann in den USA den Begriff der Koexistenz
aufgegriffen und zu einer realistischen, die Interessen der Sowjet-
union berçcksichtigenden Berlin-Politik geraten. Er hatte auf die Ge-
fahr eines militårischen Konfliktes an der Berliner Mauer hinge-
wiesen und erklårt, es sei Aufgabe der Berliner Politik, zu den Men-
schen hinter der Mauer Kontakt zu halten. Das waren Fragen, die
Brandt und seine Freunde zur selben Zeit diskutierten, aber nicht auf
dem „offenen Markt“ austragen wollten, da die besondere Situation
Berlins das nicht vertrage. Kressmann sollte aus der SPD aus-

41 Einleitung



geschlossen werden, weil er der Partei angeblich Schaden zugefçgt
hatte. Die Extratour eines Berliner Politikers, der nicht zur richtigen
Fraktion gehærte, war der eigentliche Grund. Als Bezirksbçrger-
meister wurde Kressmann im November 1962 abgewåhlt. 1963 trat er
verbittert aus der SPD aus.

Es waren weniger politische Auffassungen, die den sich damals
reorganisierenden „linken Flçgel“ der Berliner SPD von Brandt und
seinen Freunden trennten, als vielmehr wechselseitige Fehlwahr-
nehmungen, die mit dem „Grabenkrieg“ der vorhergehenden Jahre
zu erklåren sind. Die Gråben konnten so schnell nicht zugeschçttet
werden. Brandt neigte, auch wegen der großen Publizitåt des
„Dschungelkrieges“ in der Berliner SPD, mehr und mehr dazu, in
diesen Fragen nichts zu çberstçrzen. Aber nicht wenige gerade seiner
damals noch engen Weggefåhrten, wie Kurt Mattick, Kurt Neubauer
und Theo Thiele, blieben unversæhnlich.105

Allerdings musste Brandt feststellen, dass auch einige dieser
Freunde, die seinen politischen Aufstieg in der Berliner SPD und in
der Berliner Landespolitik mit großem Einsatz unterstçtzt hatten,
ihm nun nicht mehr in allen Fragen folgten. Sie meinten, dass der
Regierende Bçrgermeister nur aufgrund ihrer Hilfe so erfolgreich
war, und registrierten, dass er nicht mehr jeden ihrer Ratschlåge
umsetzen wollte. Darçber hinaus neigten sie dazu, „Erbhæfe“ zu bil-
den und sie gegen neue Berater Brandts abzuschotten. Daraus ent-
standen Konflikte, die freilich nicht in der Úffentlichkeit aus-
getragen wurden. Brandt zægerte nicht, seinen Freunden deutlich zu
sagen, wer die „Richtlinien der Politik“ bestimme.106 Gegençber
manchen seiner Weggefåhrten aus seinen ersten Berliner Jahren, zu
denen beispielsweise der langjåhrige Chef der Senatskanzlei und des
Presseamtes, Hans Hirschfeld, sowie der Senator fçr Bundesange-
legenheiten, Gçnter Klein, gehærten, ging er sogar auf Distanz. Neue
Ideen fçr eine Politik in Berlin diskutierte er nunmehr vor allem
mit Klaus Schçtz, Heinrich Albertz und Egon Bahr, die zwischen
1959 und 1961 wichtige Posten im Senat çbernahmen und einen
Generationswechsel an der Spitze der Berliner Politik sichtbar wer-
den ließen.107
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Der pragmatische Realist – Deutschland- und Berlin-Politik von den

fçnfziger Jahren bis zum Mauerbau 1961

Brandt und seine engeren politischen Freunde suchten nicht erst
nach dem Mauerbau 1961 Alternativen in der Deutschland- und Ber-
linpolitik.108 Schon in den fçnfziger Jahren entwickelte Willy Brandt
Ûberlegungen, den „Immobilismus“ der Bonner Ost- und Deutsch-
landpolitik zu çberwinden. Diese war geprågt von der Forderung
nach der Wiedervereinigung Deutschlands in den Grenzen von 1937
auf der Grundlage freier Wahlen und durch den Alleinvertretungs-
anspruch der Bundesrepublik. Die internationale Anerkennung der
DDR sollte mit der 1955 formulierten „Hallstein-Doktrin“ verhindert
werden: Die Bundesrepublik betrachtete danach die Aufnahme di-
plomatischer Beziehungen eines Drittstaates mit der DDR als „un-
freundlichen Akt“ und drohte fçr diesen Fall Sanktionen an. Diese
reichten von der Einstellung der besonders fçr Entwicklungslånder
wichtigen Wirtschaftshilfe bis zum Abbruch der diplomatischen Be-
ziehungen. Die Bundesrepublik nahm darçber hinaus – außer zur
Sowjetunion – zu keinem Staat diplomatische Beziehungen auf, der
die DDR anerkannt hatte.109

Seit Mitte der fçnfziger Jahre bemçhte sichWilly Brandt, so sehr
er auch auf westliche Gemeinsamkeiten setzte, Spielråume fçr eigene
berlin- und deutschlandpolitische Wege zu finden. Dabei musste er
die Schranken im Auge behalten, die ihm durch die eigene Partei, vor
allem aber durch die Bundesregierung gesetzt waren. Gerade deshalb
aber galt ein Satz, den er im Rçckblick auf die fçnfziger und sechziger
Jahre in seinen Erinnerungen çber Adenauer schrieb, in großem
Maße auch fçr ihn selbst. Adenauer habe, bemerkte er, „çber weite
Strecken anders geredet als gedacht“.110 Auch Brandt redete in dieser
Zeit æffentlich anders als im kleinen Kreis, und er wåhlte verklausu-
lierte Formulierungen, wo Eindeutigkeit politischen Wirbel erzeugt
håtte. So vermied er stets, die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze
æffentlich eindeutig anzusprechen. Aber umschreibenden Sentenzen,
die er nur leicht variiert durch die Jahre hinweg wiederholte, war
schon im Mai 1955 zu entnehmen, dass er unter Wiedervereinigung
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nicht die Rçckkehr der Vertriebenen in die Gebiete jenseits von Oder
und Neiße verstand. Auf einem Landesparteitag der Berliner SPD er-
klårte er, es gehe um die „Wiedervereinigung der deutschen Men-
schen, wo sie heute leben“. „Falsche Parolen zur Oder-Neiße-Linie
zum falschen Zeitpunkt und in falscher Form“ stærten internationale
Verhandlungen çber die deutsche Frage.111

Nicht zuletzt wegen seines Interesses an außenpolitischen Fra-
gen hatte sich Brandt 1949 in den Bundestag entsenden lassen. Die
Mitarbeit im Außenpolitischen Ausschuss des Deutschen Bundes-
tages war fçr ihn selbstverståndlich. Der Dissens mit Schumacher,
zumal in der Europa-Politik, war zwar unçbersehbar, aber er be-
deutete keinesfalls, dass Brandt fçr die Politik der Bundesregierung
große Sympathien hatte. Den SPD-Vorsitzenden Schumacher nahm
er ausdrçcklich gegen die seiner Ansicht nach ungerechtfertigte
Kritik aus dem Ausland in Schutz. Auch Brandt befçrchtete eine „re-
aktionår-katholische Blockbildung“ in Westeuropa.112 Er warf Ade-
nauer – insbesondere in der Debatte um die Westvertråge und die
Stalin-Noten im Frçhjahr 1952113, aber auch im Jahr danach – eine
„Schmalspurpolitik“ vor.114 Brandt kritisierte, dass der Kanzler die
Westintegration der Bundesrepublik bedingungslos vorantreibe und
die Chancen fçr dieWiedervereinigung Deutschlands nicht ernsthaft
prçfe.115

Besonders scharf attackierte er die Politik des Bundeskanzlers
nach der Niederschlagung des Aufstands in der DDR am 17. Juni 1953.
In Berlin erlebte Brandt aus nåchster Nåhe die spontanen Streiks und
Demonstrationen der Ostberliner Bauarbeiter. Die Proteste mçn-
deten in einen Arbeiteraufstand, an dem sich bald auch andere
Schichten der Berliner Bevælkerung beteiligten und der sich schnell
auf viele Regionen der DDR ausdehnte. Der Aufstand wurde durch
sowjetische Panzer gewaltsam beendet; viele Tote waren zu beklagen.
In einer Rede am 1. Juli 1953 im Bundestag wandte sich Willy Brandt
gerade wegen der zahlreichen Opfer mit scharfen Worten dagegen,
dass die sozialen und politischen Forderungen der „Arbeiter in der
Zone fçr bestimmte politische Zwecke im Westen [. . .] aus-
geschlachtet werden“. Die Arbeiter håtten mit ihrer Forderung nach
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freien Wahlen auch die Wiedervereinigung Deutschlands gewollt,
aber „sie wollen demokratisieren, nicht restaurieren“.116 Trotz des
Scheiterns des Aufstands urteilte Brandt wenige Monate spåter çber
die Ereignisse: „Es ist nicht wahr, daß der 17. Juni ,ergebnislos‘ ver-
laufen sei oder mit einer Niederlage der Bevælkerung geendet
habe.“117

Vor der Bundestagswahl im September 1953 kam es zu einer
heftigen Auseinandersetzung zwischen Regierung und Opposition,
die sich durch den Verlauf und durch das Ende der Erhebung in der
DDR in der eigenen Politik jeweils beståtigt fçhlten. Wåhrend
Adenauer weiter auf die rasche Verwirklichung der Westintegration
der Bundesrepublik setzte, die er zur unbedingten Voraussetzung fçr
die Wiedervereinigung Deutschlands erklårte, drångte die SPD auf
sofortige Vier-Måchte-Verhandlungen vor der endgçltigen Ratifizie-
rung der Westvertråge. Andernfalls werde die Wiedervereinigung
weiter erschwert, wenn nicht gar unmæglich gemacht. Deshalb for-
derte auch Brandt in den Wochen und Monaten nach dem 17. Juni
1953, den er als Beginn eines neuen Abschnitts des Ringens um die
Wiedervereinigung Deutschlands ansah, vermehrte Anstrengungen
Bonns fçr die deutsche Einheit.118

Doch auch die Politik der SPD fandWilly Brandt in den fçnfziger
Jahren nicht restlos çberzeugend. Er vermisste einen „festen Stand-
punkt“ in der sozialdemokratischen Kritik der Außenpolitik Ade-
nauers.119 Bereits im Dezember 1952 bemångelte er in einem Schrei-
ben an den Nachfolger Schumachers, Erich Ollenhauer, dass die SPD
auf die Außenpolitik der Bundesregierung nur reagiere und keine
„Alternativ-Vorstellungen“ entwickele. Diese sollten in ein „ge-
schlossenes System“ gebracht werden, wobei er sich bereit erklårte,
an einer solchen Systematisierung mitzuarbeiten.120 Die Erwiderung
des Parteivorstands fiel eher abwehrend aus.

Brandt ließ sich dennoch nicht entmutigen. Er beobachtete wei-
terhin sehr sorgfåltig die internationale Politik, registrierte Verånde-
rungen in der Haltung der Großmåchte und fragte nach den Aus-
wirkungen auf die berlin- und deutschlandpolitischen Vorstellungen
der SPD. Zwar kam es im Januar 1954 tatsåchlich zu neuen Vier-
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Måchte-Verhandlungen, denen die Sozialdemokraten mit einigen
Hoffnungen entgegensahen. Doch der Verlauf der Berliner Au-
ßenministerkonferenz der vier Siegermåchte, die im Februar 1954
endete und in Sachen Wiedervereinigung Deutschlands keinerlei
Annåherung zwischen Ost und West brachte121, enttåuschte. An-
schließend fasste Brandt seine Ûberlegungen zusammen und trug sie
auf einem Landesparteitag am 9. Mai 1954 seinen Berliner Partei-
freunden vor. Er polemisierte erneut gegen die „Bonner Halbheiten“
in der Berlin-Politik, kritisierte aber auch jene „Illusionisten“ in den
eigenen Reihen, die fçr Deutschland weiterhin von einer Alternative
zur Bindung an die nichtsowjetische Welt tråumten. Aber gerade
wegen der weiterhin von Seiten der Sowjetunion zu erwartenden
Schikanen in Berlin plådierte er fçr eine flexible Politik, denn weder
eine „Politik der großenWorte“ noch eine „Politik des hypnotisierten
Kaninchens“ hçlfen weiter.122 Die Wiedervereinigung blieb fçr
Brandt vordringliches Ziel deutscher Politik, wobei eine politische
Anerkennung der DDR fçr ihn nicht infrage kam. Eine Regelung
vieler „praktischer Fragen“ durch die Deutschen selbst sei jedoch
vorstellbar und die „Formen“ der darçber zu fçhrenden Gespråche
mçssten sorgfåltig geprçft werden. Das sei besser, als die absehbaren
„Versteinerungen“ in der Deutschlandpolitik hinzunehmen.123

Voller Hoffnung, aber auch „nçchtern und illusionslos“ nahm
Brandt ein Jahr spåter zur Kenntnis, dass der neue Sekretår der
Kommunistischen Partei der Sowjetunion, Chruschtschow, seit
September 1954 den von Lenin geprågten Begriff der „friedlichen
Koexistenz“ verwendete, um damit die sowjetische Außenpolitik zu
charakterisieren. Aus Brandts Sicht gerieten damit die „erstarrten
Fronten“ in der internationalen Politik in Bewegung. Als Ausdruck
dafçr konnten sowohl das Gipfeltreffen der Regierungschefs der USA,
Großbritanniens, Frankreichs und der Sowjetunion vom 18. bis 23.
Juli 1955 gewertet werden als auch eine erneute Außenminister-
konferenz der Vier Måchte im Herbst 1955, die beide in Genf statt-
fanden.124

Der Ost-West-Konflikt schien seine beherrschende und låh-
mende Rolle zu verlieren. Ein „friedliches Nebeneinander“ der Vælker
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war fçr Brandt vorstellbar, ja er sah geradezu einen Zwang zur Ko-
existenz und damit zur Entspannung zwischen den beiden Groß-
måchten USA und Sowjetunion. Wie er auf einem Landesparteitag
der Berliner SPD im Mai 1955 erklårte, war der entscheidende Grund
dafçr: „Die Måchte dieser Welt scheinen zu der Erkenntnis gelangt
zu sein, daß der dritte Weltkrieg nicht stattfinden darf. [. . .] In un-
serer Generation wird çber nicht mehr und çber nicht weniger ent-
schieden werden als darçber, ob die Menschheit weiter existieren
wird oder nicht.“125

Koexistenz barg nach seiner Meinung fçr die Deutschen Hoff-
nungen und Gefahren zugleich.126 Auf der einen Seite regte der Be-
griff, wie Brandt feststellte, eine friedliche Læsung von Konflikten,
also auch der Deutschland- und Berlin-Frage, an. Auf der anderen
Seite war er geeignet, die Diktatur in der DDR zu festigen. Daher for-
derte Willy Brandt als westliche Antwort auf die sowjetische Koexis-
tenz-Formel: „Es geht heute und hier darum, nachzuweisen, daß eine
Politik aktiver, schæpferischer Koexistenz sehr wohl zu vereinbaren
ist, ja vereinbart werden muß mit der friedlichen Verånderung will-
kçrlicher Festlegungen aus den hinter uns liegenden Jahren.“ Ener-
gisch wandte er sich auch gegen eine „geistige Neutralitåt“: „Sie wåre
politisches Eunuchentum. Demokratische Sozialisten haben ihren
festen Standort. Sie sind keine Wanderer zwischen den Welten.“127

Ermutigt durch die ersten Anzeichen einer Entstalinisierung in
der Sowjetunion unter Chruschtschow, war Brandt 1956 erstmals
bereit, mit hergebrachten außenpolitischen Formeln und Dogmen zu
brechen. Seit 1950 habe sich die politische Landschaft gewandelt, und
es bedçrfe neuer Landkarten, die die neuen Realitåten in der Welt-
politik richtig abbildeten.128 Er ließ sich in dieser Haltung auch nicht
beirren, als im November 1956 nach der sowjetischen Invasion Un-
garns die mit dem Begriff Koexistenz verbundenen Hoffnungen „im
Blut erstickt“ zu sein schienen und Berliner Demonstranten vor dem
Schæneberger Rathaus Transparente mit der Aufschrift „Keine Ko-
existenz“ trugen.129

Die „Weltenuhr“ stand nach Brandts Ûberzeugung auch in den
kommunistisch regierten Låndern nicht still. Er plådierte daher fçr
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eine „Aktivierung der Ostpolitik“. Berlin dçrfe dabei, so formulierte
der neue Regierende Bçrgermeister im Januar 1958 in einem Vortrag
vor der Steuben-Schurz-Gesellschaft, natçrlich nicht zum „außenpo-
litischen Querfeldeinmarschierer“ werden; alle Ûberlegungen mçss-
ten mit der Bundesregierung und den westlichen Partnern abge-
stimmt sein. Aber gerade von Berlin aus seien „eigene kleine Schritte,
Sondierungen oder was auch immer“ vorstellbar.130 Berlin kænne
keine eigene Außenpolitik betreiben, wohl aber Schritt fçr Schritt
versuchen, die Fronten aufzuweichen.131

Willy Brandt befçrwortete eine bewegliche Politik gegençber
der Sowjetunion, die sich freilich in Berlin immer noch in engen
Bahnen bewegen musste. Ein Hæflichkeitsbesuch des Regierenden
Bçrgermeisters beim sowjetischen Stadtkommandanten in Berlin-
Karlshorst im Januar 1958 fand wenig Beifall in der Úffentlichkeit.
Doch Brandt verteidigte das Treffen. Er habe ein „in der Sache hartes
Gespråch“ gefçhrt; die Kritik sei ihm unverståndlich, denn schließ-
lich seien die „Sowjets [. . .] die vierte Kontrollmacht in Berlin. [. . .]
Das ist eine Realitåt.“132 Die Bindungen Westberlins an den Bund
aber waren Brandt wichtiger als der formale Vier-Måchte-Status fçr
ganz Berlin, zumal er sich keinesfalls sicher sein konnte, dass Bonn
Westberlin in alle internationalen Vertråge zwischen der Bundes-
republik und anderen Staaten immer mit einbeziehen wçrde.133

Brandt hatte besonders seit 1958 immer wieder Grund zur Klage, dass
die Bundesregierung die Interessen Westberlins in dieser Frage ver-
nachlåssige.134

Gleichwohl nutzte er sein Ansehen als Regierender Bçrger-
meister, das nach der Weltreise 1959 noch græßer geworden war, um
gemeinsam mit der Bundesregierung dafçr zu werben, dass die
Westalliierten den Drohungen der Sowjetunion wåhrend der durch
das Chruschtschow-Ultimatum ausgelæsten Berlin-Krise stand-
hielten. Der Spielraum fçr eigene deutschlandpolitische Offensiven
war allerdings gering. Als der sowjetische Ministerpråsident und
Parteichef Chruschtschow den Regierenden Bçrgermeister im Mårz
1959 zu einem Gespråch in die sowjetische Botschaft nach Ostberlin
einlud, musste Brandt die Einladung ablehnen. Widerspruch gegen
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ein Treffen war vor allem vom Koalitionspartner CDU, aber auch von
den USA gekommen.135

Die Genfer Außenministerkonferenzen der Vier Måchte im
Sommer 1959, die nach Ablauf des Chruschtschow-Ultimatums
stattfanden, blieben ohne Ergebnis in der Deutschland- und Berlin-
frage.136 Wenn auch die „schreckliche Gefahr“ fçr die Bevælkerung
Westberlins damit „bis auf weiteres“ abgewendet worden war, gab es
doch weiterhin „auch betråchtliche Gefahren“, wie Brandt im August
1959 an seinen Freund, den æsterreichischen Außenminister Bruno
Kreisky, schrieb.137 Der Regierende Bçrgermeister nutzte daher wei-
ter jede Gelegenheit, um die zwischen der Bundesregierung und dem
Berliner Senat bestehenden Gemeinsamkeiten in der Berlin-Politik
zu beschwæren. So dankte er Bundeskanzler Adenauer, der Anfang
1960 Berlin besuchte, in seiner Rede vor dem Abgeordnetenhaus am
11. Januar 1960 ausdrçcklich fçr die Bundeshilfe. Zugleich betonte
Brandt, es sei die „natçrlichste Sache der Welt“, wenn „Behærden und
Gerichte des Bundes in Berlin vertreten“ seien, wohl wissend, dass die
Bundesregierung in dieser Frage zurçckhaltend war.138

Trotz aller æffentlichen Bekundungen fçr eine gemeinsame Po-
litik blieb Brandt jedoch stets misstrauisch und vorsichtig gegençber
Adenauer. Als der Kanzler im Mårz 1960 çberraschend vorschlug,
eine Volksabstimmung in Berlin durchzufçhren, vermied der Regie-
rende Bçrgermeister eine „dezidierte Position“, weil er sich çber die
Absichten Adenauers nicht im Klaren war.139 Brandt fçrchtete, dass
der Bundeskanzler ihm die Schuld „in die Schuhe schieben“ kænnte,
falls neue Vier-Måchte-Verhandlungen, die fçr Mitte Mai 1960 in Pa-
ris anberaumt waren, fçr Berlin schlechte Ergebnisse zeitigen soll-
ten.140

Unterdessen hatte Brandt auch Anlass gesehen, „illusionåre
Vorstellungen“ der eigenen Partei zu kritisieren. Seine Kritik richtete
sich vor allem gegen den Deutschland-Plan der SPD vom 18. Mårz
1959. Der Plan forderte in seinem ersten Teil die Aufnahme sofortiger
Verhandlungen der vier Großmåchte çber die Schaffung einer atom-
waffenfreien und von Truppen der NATO und desWarschauer Paktes
geråumten mitteleuropåischen „Entspannungszone“, die neben der
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Bundesrepublik und der DDR Polen, Ungarn und die Tschecho-
slowakei umfassen sollte. Parallel zum „gleichwertigen Ausein-
anderrçcken“ der einander gegençberstehenden Streitkråfte sah der
Deutschland-Plan in seinem zweiten Teil die schrittweise „politische
und wirtschaftliche Zusammenfçhrung Deutschlands“ vor. Sie sollte
mit der Bildung einer paritåtisch besetzten Gesamtdeutschen Konfe-
renz zur Vorbereitung von Wahlen zu einer Verfassunggebenden
Versammlung beginnen und nach Inkrafttreten einer gesamtdeut-
schen Verfassung und der Abhaltung freier Wahlen in ganz
Deutschland mit der Wiedervereinigung vollendet werden.141

Brandt verwarf den Deutschland-Plan nicht in Bausch und Bo-
gen. Seine Einwånde waren dennoch grundsåtzlicher Art und be-
zogen sich insbesondere auf den zweiten Teil des Plans. Auf einem
Berliner Landesparteitag im Mai 1959 sprach der Regierende Bçrger-
meister in Anwesenheit des SPD-Vorsitzenden Ollenhauer seine Kri-
tik offen aus. Er verwies darauf, dass die besondere Situation Berlins
unmissverståndliche Formulierungen notwendig mache, die er im
Deutschland-Plan vermisse. Zudem schienen ihm einige Passagen des
Plans voller Illusionen zu sein. Sie gingen offenbar, so schrieb er in
einem Brief an Waldemar von Knoeringen im August 1959 ironisch,
von der Annahme aus, „man kænnte Ulbricht durch geschicktes Ma-
nævrieren oder durch Gutzureden zur Selbstliquidierung veran-
lassen“. Er prognostizierte, dass die Einheit Deutschlands noch lange
auf sich warten lassen werde, denn der SED-Chef und seine Anhånger
wçrden „dranbleiben“, bis die Sowjetunion einmal „grçnes Licht fçr
die Wiederherstellung unserer staatlichen Einheit geben wird“.142

Trotz dieser Skepsis war Brandt auch nach dem Chruschtschow-
Ultimatum Ende 1958 weit davon entfernt, am Status quo starr fest-
zuhalten. Er lehnte Mitte 1959 ein „Sich-Eingraben in politische
Schçtzengråben“ ab, weil in diesen keine realistische deutschland-
politische Konzeption entwickelt werden kænne.143

Die Geschåftsgrundlage fçr die Realisierung des Deutschland-
Plans der SPD war von vornherein infrage gestellt. Schon die Ge-
språche von Fritz Erler und Carlo Schmid mit Chruschtschow am 16.
Mårz 1959 in Moskau hatten ergeben, dass die Sowjetunion gar nicht
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daran dachte, „auf die DDR einzuwirken, damit die Wieder-
vereinigung Deutschlands stufenweise in Gang gebracht werden
kænne“.144 Der Deutschland-Plan der SPD wurde deshalb bald Maku-
latur. Herbert Wehner formulierte am 30. Juni 1960 im Bundestag
sein „Plådoyer fçr eine gemeinsame Politik“ mit der Bundesregierung
und signalisierte damit eine außen- und deutschlandpolitische
Wende der SPD. Bereits einige Monate zuvor, Anfang 1960, hatte
Brandt æffentlich außenpolitische Gemeinsamkeiten von Bundesre-
gierung und Opposition angesprochen. Er bekundete dabei mehr
beilåufig den Willen der SPD, an einer annehmbaren Læsung der
Deutschlandfrage mitzuwirken. In der Berlin-Politik såßen Bundes-
regierung und Berliner Senat „in einem Boot“. Es sei leider noch nie
erprobt worden, was „eine gemeinsame Politik in den Schicksals-
fragen unserer Nation ausrichten kænnte“.145

Als designierter Kanzlerkandidat der SPD brachte Brandt seine
außenpolitischen Ûberlegungen im Oktober 1960 zu Papier und ver-
æffentlichte sie einen Monat spåter. Es gelte, das Verhåltnis zur Sow-
jetunion und zu den anderen osteuropåischen Låndern zu versach-
lichen. Vereinbarungen mit Moskau setzten voraus, dass Deutsch-
land die Interessen der Sowjetunion zur Kenntnis nehme. Er
plådierte auch in diesem Zusammenhang dafçr, außenpolitisch nicht
nur zu reagieren bzw. auf die „Marschhilfe anderer“ zu rechnen,
sondern eigene Vorstellungen zu entwickeln.146

Das seit November 1958 wiederholte æffentliche Bekenntnis zum
Status quo in Berlin hieß fçr Willy Brandt daher vor allem, einen
drohenden „Status quo minus“ fçr die Stadt zu verhindern. Zum Sta-
tus quo gehærten zum einen die engen Bindungen Westberlins an
den Bund, zum anderen aber auch die zu diesem Zeitpunkt noch of-
fenen Sektorengrenzen in der ganzen Stadt. Fçr Letzteres gab es aber
keine westlichen Garantien, wie der Regierende Bçrgermeister schon
Ende der fçnfziger Jahre erkannt hatte, als er den Vier-Måchte-Status
mit einem „Wandschirm [. . .], hinter dem sich Passivitåt verbirgt“,
verglich. Brandt und sein engerer Kreis von Freunden diskutierten
spåtestens seit 1958 neue Initiativen, um diese Passivitåt zu çber-
winden.147
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Neues Denken und neue Initiativen in der Deutschland- und Berlin-Politik

nach dem 13. August 1961

Neue Ideen waren vor allem gefragt, nachdem die DDR mit sow-
jetischer Rçckendeckung am 13. August 1961 begonnen hatte, mitten
durch Berlin und um Westberlin herum eine Mauer zu bauen. Nach
einer kurzen Zeit weniger der Ûberraschung als der Ratlosigkeit148

wollte Brandt vor allem auf eine Frage eine Antwort finden: „Wie die
Mauer durchlåssig machen, wenn wir schon auf långere Zeit mit ihr
zu leben håtten?“149

Willy Brandt war ja bereits lange vor dem Mauerbau klar ge-
wesen, dass die tåglich wachsende Zahl von Flçchtlingen die DDR
zu Reaktionen veranlassen musste und dass Westberlin, wo die
meisten Flçchtlinge ankamen, davon besonders betroffen wåre. Er
hatte schon in den fçnfziger Jahren befçrchtet, dass die seit 1948
erkennbare Trennung der Stadt in zwei Hålften noch weiter gehen
kænnte. Im Mai 1959 sprach Brandt in einem Interview mit einem
englischen Journalisten ein weiteres Mal davon, dass der Ostber-
liner Bçrgermeister Ebert offenbar seit langem an eine „Art chine-
sischer Mauer mitten durch die Innenstadt“ denke. Die Sowjet-
union habe ihn bislang aber daran gehindert, diesen Plan zu rea-
lisieren.150

Was nach Brandts Meinung hinter den verschiedenen Ver-
lautbarungen der Sowjetunion seit November 1958 steckte, analy-
sierte er erneut im September 1960: Die kurz zuvor von der DDR-Re-
gierung erlassene Verordnung, Westdeutschen den Besuch in Ost-
berlin nur mit einer Aufenthaltsgenehmigung zu gestatten, deutete
fçr ihn darauf hin, „dass die Sektorengrenze in eine Staatsgrenze
umgewandelt werden soll“. Elf Monate vor dem Mauerbau erwartete
er deshalb fçr die Zukunft „Maßnahmen zur Kontrolle und Unter-
bindung des Ost-West-Verkehrs“, um den Strom der Flçchtlinge zu
unterbinden. Der Regierende Bçrgermeister hielt es fçr diesen Fall
schon damals fçr unwahrscheinlich, dass seitens der Westalliierten
„Macht aufgewendet werden kann, um auf die Entwicklung in Ost-
berlin einzuwirken“. Eindeutig seien die amerikanischen Garantien
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nur fçr die Sicherheit Westberlins und fçr den freien Zugang nach
Westberlin.151

Willy Brandt konnte daher nicht wirklich çberrascht sein von
dem, was am 13. August 1961 in und um Berlin geschah, auch wenn
der Zeitpunkt fçr die seit långerem erwarteten Absperrmaßnahmen
nicht vorauszusehen gewesen war. Auch mit einer gewissen Passivi-
tåt der Westalliierten hatte er gerechnet. Als aber die Absperr-
maßnahmen dann begannen und die Sektorengrenze tatsåchlich zu
einer „Staatsgrenze“ umgewandelt wurde, erregte es Brandt dennoch
sehr, dass die Schutzmåchte in Westberlin zunåchst çberhaupt nicht
reagierten. Sie traten weder an der Sektorengrenze sichtbar auf noch
protestierten sie energisch gegen die offenkundige Verletzung des
Vier-Måchte-Status von Berlin.

In den frçhen Morgenstunden des 13. August war Willy Brandt,
der sich als Kanzlerkandidat der SPD auf Wahlkampfreise befunden
hatte, sofort nach Berlin zurçckgekehrt. Sein Besuch in der Alli-
ierten Kommandantur wenige Stunden nach Beginn der Absper-
rungen zeigte indes keinen Erfolg. Den westlichen Kommandanten
lagen keine Weisungen ihrer Regierungen vor, und sie blieben un-
tåtig. Es drohte eine „Vertrauenskrise“ zu den Westmåchten zu ent-
stehen, wie Brandt in seinem in scharfem Ton verfassten Brief an
den amerikanischen Pråsidenten Kennedy vom 15. August 1961
schrieb152, der drei Tage spåter ebenso deutlich antwortete. Kennedy
machte Brandt klar, dass die „brutale Grenzschließung“ eine Ent-
scheidung der Sowjetunion sei, die nur durch einen Krieg rçck-
gångig gemacht werden kænne. Und, so fçgte er an, einen Krieg
wegen dieser Frage wolle wohl niemand. Immerhin kçndigte er eine
Verstårkung der amerikanischen Garnison in Berlin an und schickte
seinen Vizepråsidenten in die geteilte Stadt.153 Am 19. August 1961 –
frçher als Bundeskanzler Adenauer – besuchte Lyndon B. Johnson
Berlin und çbergab Brandt bei der Gelegenheit auch das Antwort-
schreiben Kennedys.154 Die eher symbolische Verstårkung der Gar-
nison vermochte dennoch das Vertrauen der Westberliner in die
amerikanische Politik vorerst wieder zu festigen: 1500 Soldaten
fuhren demonstrativ çber die Autobahn von Helmstedt nach Berlin
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und wurden von der Westberliner Bevælkerung jubelnd willkom-
men geheißen.

In mehreren Reden musste der Regierende Bçrgermeister in den
ersten Tagen nach dem 13. August 1961 eine extrem schwierige Auf-
gabe meistern. Er musste der Empærung der Berliner Ausdruck ver-
leihen, die Absperrmaßnahmen verurteilen, die ersten Opfer an der
Mauer beklagen, an die Westalliierten und an die Bundesregierung
appellieren, der Politik der DDR und der Sowjetunion nicht tatenlos
zuzuschauen, und doch zugleich versuchen, die Emotionen zu
dåmpfen, um unkontrollierbare Entwicklungen zu verhindern.155

Auch auf internationalem Gebiet wurde Brandt tåtig. In einem lan-
gen Schreiben informierte er den indischen Premierminister Nehru
unmittelbar vor der in Belgrad Anfang September 1961 stattfinden-
den Konferenz der Blockfreien çber die den Frieden bedrohende
Situation in Berlin und bat darum, den Protest gegen diese „flagrante
Verletzung der Menschenrechte“ zu unterstçtzen.156

Innenpolitisch beließ es Brandt nicht bei Appellen. Er begrçßte
ausdrçcklich den Vorschlag, die Verantwortlichen fçr die Gewalt-
taten an der Mauer persænlich zur Verantwortung zu ziehen. Alle
Hinweise auf Verbrechen sollten deshalb bundeseinheitlich zum
Zwecke der Beweissicherung in einer zentralen, von den Bundes-
låndern vereinbarten Stelle gesammelt werden. Diese Einrichtung
sollte, wie es in einem Fernschreiben Brandts an alle Ministerpråsi-
denten hieß, åhnlich der Zentralstelle der Landesjustizverwaltungen
fçr die Verbrechen des NS-Regimes in Ludwigsburg die „organisato-
rische Grundlage fçr eine bundeseinheitliche und umfassende Straf-
verfolgung der Untaten der Gewalthaber der SED“ schaffen.157 Am
24. November 1961 nahm die „Zentrale Erfassungsstelle der Landes-
justizverwaltungen“ in Salzgitter ihre Arbeit auf.

Nach dem bedrçckenden Ereignis des 13. August 1961 wollte
Willy Brandt vor allem verhindern, dass der faktische Bruch der Vier-
Måchte-Vereinbarungen durch die Sowjetunion zu einer Art „Vier-
Måchte-Status“ nur fçr Westberlin fçhrte, was fçr Moskau einen
weiteren Erfolg bedeutet håtte. Er schlug daher vor, die West-
alliierten sollten in den westlichen Sektoren einen „Drei-Måchte-
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Status“ praktizieren, um zu verhindern, dass aus dem Status quo in
Berlin nun tatsåchlich ein „Status quo minus“ fçr Westberlin werde.
Dieser an Kennedy gerichtete Vorschlag læste Verwirrung und Wi-
derspruch beim amerikanischen Pråsidenten aus, und der Regierende
Bçrgermeister verfolgte ihn nicht weiter.158

Kurz darauf stellte Willy Brandt in Gespråchen mit „einfluss-
reichen Persænlichkeiten“ im Oktober 1961 in den USA fest, dass die
amerikanische Regierung ihre bisherigen auf Westberlin bezogenen
Zusagen zwar weiterhin einzuhalten gedenke, eine Wiedervereini-
gung Deutschlands auf absehbare Zeit aber nicht mehr fçr mæglich
halte. Darum gelte es nun, wie Brandt protokollierte, nach neuen
Mitteln und Wegen zu suchen, um „einem Auseinanderleben der
beiden Teile des deutschen Volkes zu begegnen“. Damit hatte er ein
Stichwort fçr seine kçnftige Politik erhalten, und er versåumte es
nicht, dieses Plådoyer fçr eine neue Politik der Bundesregierung in
einem geheimen Memorandum çber die Gespråche zu çbermit-
teln.159 Die USA erwarteten von der Bundesrepublik eigene An-
strengungen mit dem Ziel, die Beziehungen zu Osteuropa zu ver-
bessern – und zwar ohne vorherige Fortschritte in der deutschen
Frage.160 Dies deckte sich mit der Sicht Brandts, der die starre Position
der Bundesregierung in der Deutschlandpolitik schon lange beklagt
hatte, nun aber Rçckenwind aus den USA fçr seine Ûberlegungen
verspçrte.161

Ein tragisches Ereignis fçhrte den Berlinern am 17. August 1962
die Realitåt an der Mauer deutlich vor Augen. Bei einem Flucht-
versuch verblutete der 18-jåhrige Bauarbeiter Peter Fechter, den DDR-
Grenzsoldaten niedergeschossen hatten und auf Ostberliner Gebiet
unversorgt liegen ließen. Amerikanische Soldaten wollten und
konnten dem Schwerverletzten keine Hilfe leisten. Es kam erstmals
nach dem Kriegsende zu antiamerikanischen Demonstrationen in
Westberlin, gegen die die Polizei vorgehen musste. Vor diesem Hin-
tergrund versuchte der Regierende Bçrgermeister, „den Berlinern zu
zeigen, was mæglich war und was nicht“.162 Wenige Tage nach dem
Tode Fechters umriss Brandt daher vor çber 900 Funktionåren der
Berliner SPD die verånderten Bedingungen fçr seine Berlin-Politik.
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Das „Wunschdenken vergangener Jahre“ helfe nicht mehr weiter,
„juristische Spintisiererei“ schon gar nicht. Der Berliner Senat habe
bereits im November 1961 Ostberliner Behærden – „was auch immer
wir sonst von ihnen halten“ – vorgeschlagen, çber den „Personen-
verkehr“ zwischen den beiden Teilen der Stadt zu verhandeln. Auf
diesem Wege gelte es weiter zu gehen.163 Der Regierende Bçrger-
meister unterschied zwischen „De-facto-Beziehungen“ zwischen Ost-
undWestberlin und der „De-facto-Anerkennung“ der DDR und hoffte
damit, das Gebot der Nichtanerkennung der DDR unterlaufen zu
kænnen. De-facto-Beziehungen gebe es seit langem auf dem Gebiet
des Handels, bei der Regelung des Eisenbahn- und Postverkehrs, und
solche Beziehungen sollten durch Verhandlungen „entwickelt [. . .],
geordnet, gestrafft, geregelt“ werden.164

In Bonn riefen die Ideen und Initiativen aus Berlin immer græ-
ßeres Misstrauen hervor. Im Februar 1963 wurde im Auswårtigen
Amt rçgend festgestellt, der Regierende Bçrgermeister betreibe nun-
mehr eine „eigene Außenpolitik“ – auch im Hinblick auf Frankreich.
Er bereite eine Reise nach Paris ohne Beteiligung des Auswårtigen
Amtes vor.165 Tatsåchlich traf Brandt bei seinem Besuch in Frank-
reich im April 1963 auch mit dem franzæsischen Staatspråsidenten
Charles de Gaulle zusammen.166 Es war eine von mehreren Be-
gegnungen zwischen dem deutschen Sozialdemokraten und dem
franzæsischen General. Beide schåtzten einander, nicht zuletzt auf-
grund einer gemeinsamen Erfahrung: die des politischen Exils und
des Kampfes gegen Hitler.

Der Regierende Bçrgermeister wollte de Gaulle im persænlichen
Gespråch – nicht vermittelt und gefiltert durch die Bundesregierung
– çber die Probleme Berlins informieren, und er fand wohlwollendes
Entgegenkommen.167 Darçber hinaus verfolgte Brandt die eigen-
ståndige Politik des Generals gegençber dem Ostblock mit kri-
tischer, aber auch neugieriger Aufmerksamkeit. Viele Sozialdemo-
kraten lehnten sie zwar strikt ab. Willy Brandt ging aber nur auf
Distanz, soweit de Gaulle die Bindung Westeuropas an die Politik
der USA infrage stellte. Er bewunderte zugleich die Konsequenz, mit
der der Staatschef der Fçnften Republik den Spielraum Frankreichs
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fçr die Vertretung eigener nationaler Interessen zu erweitern ver-
stand.

Natçrlich war sich Brandt als Regierender Bçrgermeister stets
bewusst, dass die USA als Schutzmacht fçr Westberlin ungleich
wichtiger waren als Frankreich. Deshalb unterstçtzte er, wie die SPD
insgesamt, die Bemçhungen maßgeblicher CDU-Politiker, an ihrer
Spitze Bundesaußenminister Gerhard Schræder, dem deutsch-franzæ-
sischen „Þlys�evertrag“ vom 22. Januar 1963 durch eine betont „at-
lantische“ Pråambel die spezifisch gaullistische, also anti-an-
gelsåchsische Spitze zu nehmen. Der Vertrag hatte in Washington
große Besorgnis ausgelæst. Man befçrchtete eine deutsch-franzæsi-
sche Allianz außerhalb der NATO und eine geheime Zusammenarbeit
von Bonn und Paris in der Frage einer atomaren Bewaffnung. Die
Kennedy-Administration setzte die Bundesregierung unter Druck
und drohte dabei sogar mehrfach mit dem Abzug der amerikanischen
Truppen aus Deutschland.168 Angesichts dieses Konflikts brachte
Egon Bahr, der Pressechef des Berliner Senats und Brandts politischer
Berater, die Interessenlage der Bundesrepublik in einem Vermerk auf
die Formel: „Alles, was die deutsch-franzæsische Freundschaft ver-
tieft, ist gut. Alles, was das deutsch-amerikanische Verhåltnis vertieft,
ist besser. Wir mçssen uns çber die Rangfolge im klaren sein, selbst
wenn wir hoffen, nicht vor die Alternative einer Wahl gestellt zu
werden.“169

Nicht nur in diesem Streit leistete Willy Brandt einen wichtigen
Beitrag, die deutsch-amerikanischen Beziehungen wieder zu ver-
bessern. Indem er in den Reflexionen nach demMauerbau den Begriff
der „Koexistenz“, dem Brandt schon in den fçnfziger Jahren positive
Seiten abgewonnen hatte, wieder in den Vordergrund rçckte, fand er
sich in großer Ûbereinstimmung mit åhnlichen Ûberlegungen des
amerikanischen Pråsidenten. „Koexistenz zwischen Ost und West“
war das beherrschende Thema in Brandts Vorlesungen an der Har-
vard-Universitåt am 2. und 3. Oktober 1962, in denen er sein Konzept
fçr eine realistische Politik gegençber dem „Ostblock“ darlegte.170

Diese Ideen erhielten nach dem glçcklichen Ausgang der Kuba-
Krise, in deren Verlauf die Welt im Oktober 1962 am Rande eines
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Nuklearkrieges gestanden hatte, weiteren Auftrieb. Pråsident Ken-
nedy war fest entschlossen, das amerikanisch-sowjetische Verhåltnis
zu entspannen, um das Risiko eines beide Seiten vernichtenden
atomaren Krieges zu verringern. In seiner Rede vom 10. Juni 1963 vor
der American University in Washington entwarf er eine „Strategie
des Friedens“. Zwischen den beiden Großmåchten gebe es nicht nur
Gegensåtze, sondern auch Gemeinsamkeiten. Gemeinsam sei den
Menschen in beiden Staaten vor allem die Abscheu vor dem Krieg.
Wenn die Differenzen zwischen den USA und der Sowjetunion auch
nicht so schnell çberwunden werden kænnten, so sei es doch mæg-
lich, die Unterschiede in beiden Gesellschaftssystemen auszuhal-
ten.171 Die Rede Kennedys wurde zum „Signal der Zeitenwende“.172

Der Regierende Bçrgermeister von Berlin unterstçtzte die ent-
spannungspolitischen Vorstellungen von Pråsident Kennedy und ge-
noss dadurch das Vertrauen der amerikanischen Administration. Das
zeigte sich insbesondere wåhrend der Deutschlandreise des Pråsi-
denten, deren viel umjubelter und beeindruckend inszenierter Hæ-
hepunkt der Besuch John F. Kennedys am 26. Juni 1963 in Berlin
war.173 Sein gewaltsamer Tod am 22. November 1963 erschçtterte
Brandt und die Berliner tief.174

In einer Rede in der Evangelischen Akademie in Tutzing am
15. Juli 1963 hatte Willy Brandt bewusst an die Friedensrede Ken-
nedys und an seine eigenen Vorlesungen in Harvard angeknçpft.175

Sein Auftritt war schon im Frçhjahr 1963 einschließlich des Vor-
tragsthemas, „Denk ich an Deutschland . . .“, zwischen Egon Bahr
und dem Leiter des Politischen Clubs der Evangelischen Akademie
vereinbart worden. Der Pressechef des Berliner Senats sollte mit sei-
nem Diskussionsbeitrag einige Akzente der vorhergehenden Rede
Brandts besonders herausstellen.176 Da sich die Anreise des Regie-
renden Bçrgermeisters aber verzægerte, sprach Bahr als erster, was
Brandt spåter mit einem weinenden und einem lachenden Auge sah
und mit den Worten kommentierte: „Er [. . .] stahl mir, wie das so
gehen kann, die Schau. Zum Ausgleich zog er einen Teil der mir
zugedachten Kritik auf sich.“177 Bahr hatte bei dieser Gelegenheit
erstmals seine alsbald leidenschaftlich umstrittene Parole ausgege-
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ben, im Umgang mit der DDR auf „Wandel durch Annåherung“ zu
setzen. Beide Reden læsten große æffentliche Resonanz aus. Die Ber-
liner CDU sah darin „Aufweichungstendenzen“ der Senatspolitik.
Auch von der Bundesregierung kam Kritik, besonders wegen der
„fragwçrdigen“ Thesen Bahrs, gerade weil sie eine „Ausfçllung“ der
Rede des Regierenden Bçrgermeisters gewesen seien. Ûberra-
schender fçr Brandt waren allerdings Vorbehalte aus den Reihen der
Berliner SPD. Er musste wegen der Veræffentlichung der Rede Bahrs
als Pressemitteilung des Senats einige Pannen eingestehen, in der
Sache bekannte Brandt sich aber zu seinem Pressechef. Er sei damit
einverstanden gewesen, dass „diese Gedanken zur Diskussion ge-
stellt wçrden. Sie sollten in den richtigen Rahmen eingeordnet und
weder durch Hysterie noch durch mangelndes Selbstbewußtsein
untergebuttert werden.“178

Die Rede Brandts war durch die Kritik, die Bahrs Thesen fanden,
etwas aus der Schusslinie geraten und wurde auch spåter in ihrer
Bedeutung unterschåtzt.179 Dabei war sie trotz eines umfånglichen
innenpolitischen Teils vor allem der wohlçberlegte Entwurf einer
langfristig gedachten deutschland- und ostpolitischen Konzeption,
der die Wandlungen in der Weltpolitik und die beginnende inter-
nationale Entspannung seit dem Ende der Kuba-Krise im Herbst 1962
einbezog. Die Tutzinger Rede war eine Art Scharnier zwischen
Brandts Vorlesungen in Harvard vom Oktober 1962, die im Frçhjahr
1963 in Buchform veræffentlicht wurden, und derMitte 1964 von ihm
verfassten Ausarbeitung „Ûber Beziehungen zu osteuropåischen
Staaten und Vælkern“. Der Regierende Bçrgermeister zitierte in Tut-
zing nicht nur långere Passagen aus seinen Harvard-Vorlesungen,
sondern berief sich auch auf seine Ûberlegungen vom Herbst 1960.180

Es war fçr Brandt selbstverståndlich, dass in einer deutschen Europa-
Politik auch eine neue Ostpolitik ihren Platz haben mçsse, und er
wandte sich deshalb vehement gegen die bislang geçbte Praxis, zu
jedem Vorschlag aus dem Osten erst einmal Nein zu sagen, „weil er
aus dem Osten kommt“. In erster Linie aber plådierte er fçr „neue
Wege zur Læsung der deutschen Frage“. Eine solche Læsung sei nur
mit der Sowjetunion zu finden, nicht gegen sie.181
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Zur gleichen Zeit versuchte Willy Brandt in Berlin, einen klei-
nen Schritt auf dem langen Weg zur Læsung der deutschen Frage
voranzukommen. Erstmals hatte er im Januar 1962 in einem Ge-
språch mit Journalisten seine Bereitschaft erklårt, mit Behærden der
DDR ohne Vorbedingungen zu reden, um „zumindest einen be-
grenzten kontrollierten Personenverkehr“ zwischen West- und Ost-
berlin wieder mæglich zu machen. Diese Ankçndigung war 1962 an-
ders als 1958 nicht als ein Versuchsballon gedacht. Der Regierende
Bçrgermeister machte nun auch æffentlich immer wieder deutlich,
dass es nicht ausreiche, immer nur die Beseitigung der Mauer zu for-
dern.Wenn die Mauer nicht aus der Welt zu schaffen sei, mçsse man
darçber reden, wie sie „transparenter“ werden kænne.182

Dennoch dauerte es noch fast zwei Jahre, bis diese Bemçhungen
Erfolg zeitigten. Seit Herbst 1962 hatte die Regierung der DDR ihre
Angebote zu Gespråchen mit dem Berliner Senat æfter wiederholt.
Nach mehrfachen Konsultationen mit der Bundesregierung, die
große Vorbehalte gegen eine Ûbereinkunft mit der DDR hatte, kam
es schließlich im Dezember 1963 zu mehrtågigen Verhandlungen
zwischen Unterhåndlern des Berliner Senats und dem stellver-
trenden Ministerpråsidenten der DDR und seinen Beauftragten. Sie
fçhrten am 17. Dezember 1963 zur Protokollierung der ersten „Pas-
sierscheinregelung“, die zunåchst nur fçr wenige TageWestberlinern
den Besuch in Ostberlin mæglich machte. Mehrfach hatten die Ge-
språche zu scheitern gedroht. Erst nachdem beide Seiten festgestellt
hatten, dass eine „Einigung çber gemeinsame Orts-, Behærden- und
Amtsbezeichnungen nicht erzielt“ werden konnte – eine Formel, die
Vorbild auch fçr spåtere Gespråche mit der DDR werden sollte –,
stand einer Unterzeichnung nichts mehr im Weg.183

Die tagespolitische Wirkung in Berlin war çberwåltigend. Zwi-
schen dem 19. Dezember 1963 und dem 5. Januar 1964 konnten die
Westberliner erstmals nach dem Mauerbau wieder ihre nåheren
Verwandten im Ostsektor besuchen. Dies fçhrte in den zweieinhalb
Wochen zu ca. 1,2 Millionen Besuchen. Bei der Mehrheit der Berliner
Bevælkerung fand der Regierende Bçrgermeister deshalb fçr die mit
viel Geduld gefçhrten Verhandlungen große Zustimmung. Das Er-
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gebnis bedeutete fçr die Berliner zunåchst vor allem eine reale Ver-
besserung ihrer Lebenssituation; als „Vorstufe“ einer neuen Politik
wurde die Passierscheinregelung noch nicht empfunden. Fçr Brandt
war im Rçckblick klar, dass seine Politik der „kleinen Schritte“ der
Beginn eines langen Weges war, der im Jahre 1990 sein Ziel erreicht
hatte. Seine im Jahre 1990 niedergeschriebene „Wertung der Pro-
zesse, die zu ’89 folgende fçhrten“, trug den Arbeitstitel: „Von den
kleinen Schritten zum großen Umbruch“.184

Das erste Passierscheinabkommen war freilich eine Gratwan-
derung auf dem Weg zu einer flexibleren Politik gegençber der
DDR und wurde in den Medien zutreffend als eine „vertragsåhn-
liche Vereinbarung“ zwischen dem Senat von Berlin und der Re-
gierung der DDR charakterisiert. Das war politisch brisant. Brandt
versuchte deswegen, die politische Bedeutung der Vereinbarung
herunterzuspielen. Die Form und die Ergebnisse der Verhand-
lungen seien keine „neue Politik“ gegençber Ostberlin. Der Berliner
Senat habe mit ausdrçcklicher Billigung der Bundesregierung und
der Westalliierten den unmenschlichen Auswirkungen der Mauer
„in vertretbarer verantwortbarer Form“ entgegengewirkt, betonte
er.185

Aber Willy Brandt hatte erreicht, was seit 1961 erklårtes Ziel
seiner Politik gewesen war. Die Mauer war, wenn auch nur fçr we-
nige Tage und nur in einer Richtung, „durchlåssig“ geworden. Damit
hatte der Regierende Bçrgermeister nach Meinung der Medien eine
„Schlçsselstellung in der weiteren Entwicklung der Berlin- und
Deutschlandfrage“ gewonnen, mochte er auch noch so oft wieder-
holen, dass er in dieser Frage „keinen Ehrgeiz“ habe. Er versåumte
indessen nicht, immer wieder darauf hinzuweisen, dass es in der
Deutschlandpolitik mæglich sei, nicht nur zu reden, sondern auch zu
handeln. Das beweise die Passierscheinregelung. Niemandem sei da-
mit gedient, dass „wir uns wohlfçhlen in den Schçtzengråben des
Redenkrieges der vergangenen Jahre“.186 Dieser Satz Brandts vom
Dezember 1963 wurde in den folgenden Jahren zur Richtschnur fçr
seine programmatischen Ûberlegungen wie auch fçr seine prakti-
sche Politik in Berlin.
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Die Bundesregierung, an erster Stelle der im Oktober 1963 neu
ins Amt gekommene Bundeskanzler Ludwig Erhard, lehnte es ab, in
der Passierscheinvereinbarung von 1963 und in den nachfolgenden
immer wieder stockenden Verhandlungen ein Beispiel fçr weitere
politische Kontakte mit der DDR zu sehen. Aus der Sicht Erhards
ging es nur um menschliche Erleichterungen, nicht um eine politi-
sche Vereinbarung mit dem „Sklavenhalter Ulbricht“ oder gar um
einen „Wandel durch Annåherung“. Die Gespråche çber Passier-
scheine dçrfe man nicht mit den amerikanischen Bemçhungen ver-
wechseln, eine Politik der Entspannung einzuleiten.187 Gerade darum
aber war es Brandt gegangen, als er im Juli 1963 in der Evangelischen
Akademie Tutzing die „kleinen Schritte“ in Berlin in einen græßeren
politischen Zusammenhang gestellt hatte.188

Trotz hartnåckiger Widerstånde verfolgte Willy Brandt seinen
Ansatz fçr eine eigenståndige deutsche Außenpolitik weiter, was
sich çberraschenderweise auch in seiner Einstellung gegençber dem
franzæsischen Pråsidenten de Gaulle und gegençber dem Gaullismus
zeigen sollte. Eine Ønderung seiner Haltung gegençber dem General
hatte sich schon in der ersten Hålfte der sechziger Jahre abgezeich-
net. Brandt hatte zwar zunåchst die Vorbehalte seiner Parteifreunde
gegen de Gaulle geteilt. Er sah aber bereits im Jahre 1963 die gaul-
listische Politik differenzierter als etwa der amerikanische Pråsident,
der sich wåhrend seines Besuches in Deutschland im Juni 1963 im
Gespråch mit dem Regierenden Bçrgermeister sehr kritisch çber
den franzæsischen Pråsidenten åußerte. Brandt machte dabei Ken-
nedy auf die Existenz eines „fortschrittlich-gaullistischen Lagers“
aufmerksam, das fçr eine „gewisse Mitwirkung“ in der Europapoli-
tik gewonnen werden kænnte.189 Seine Aufsehen erregende New
Yorker Rede vom 15. Mai 1964, in der die deutsche Presse eine Zu-
stimmung Brandts zur Außenpolitik de Gaulles zu erkennen
glaubte, und die Rede çber „Grundgedanken deutscher Außenpoli-
tik“ vor der Deutschen Gesellschaft fçr Auswårtige Politik in Bad
Godesberg, die einen Monat spåter der Klarstellung dienen sollte,
sind weitere Belege fçr die Bemçhungen um eine eigenståndige
Politik.190
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Der Regierende Bçrgermeister, der im Februar 1964 auch zum
Parteivorsitzenden der SPD gewåhlt worden war, verwies auf die Po-
litik de Gaulles, um deutsche Politiker auf die Mæglichkeit aufmerk-
sam zu machen, Spielråume fçr außen- und deutschlandpolitische
Vorstellungen zu erweitern und zu nutzen. Er mokierte sich zu-
nåchst çber die Art und Weise, wie man in Deutschland çber de
Gaulle spreche: Man mçsse entweder fçr ihn oder gegen ihn sein. Er,
Brandt, empfinde große Hochachtung gegençber de Gaulle, was ihn
aber nicht daran hindere, die Haltung des Generals gegençber der
europåischen Einigung, der NATO und den USA zu kritisieren. Da-
rçber hinaus konstatierte er die „politische Bewegungsfreiheit“, die
de Gaulle infolge des atomaren Patts der Weltmåchte erkannt habe
und nutze, und er fragte wie schon in New York: „Warum eigentlich
nur er?“ Die deutsche Außenpolitik erwecke mit ihrer zum Prinzip
erklårten Bewegungslosigkeit den Anschein, als habe Deutschland
keine eigenen Interessen.

Brandt wiederholte seine Frage, warum nur de Gaulle vor-
handene Spielråume nutze, immer wieder, gerade weil, wie er im
Rçckblick schrieb, dieser Sachverhalt „nicht nur auf ignorante Kri-
tik, sondern auch auf besorgte Fragen, selbst unter engeren politi-
schen Freunden“, stieß. Ûber zwanzig Jahre spåter erlåuterte er die
politische Absicht, die er mit seinen beiden Reden in New York und
in Bad Godesberg verfolgt hatte: „Damit bezog ich eine nuancierte
Haltung zwischen den beiden Lagern der ,Atlantiker‘ und ,Europåer‘,
in die sich die Bonner Meinungen spalteten. Nach meiner Einsicht
war diese Konfrontation wirklichkeitsfremd und doktrinår.“191 Das
Beispiel de Gaulles half Brandt, seine außenpolitischen Vor-
stellungen gegebenenfalls auch im Dissens zu den USA zu formu-
lieren und dennoch Atlantiker zu bleiben.

Diese Erfahrung ermunterte ihn auch, seine Ûberlegungen çber
eine neue Ostpolitik konkreter auszuformulieren und in einer lån-
geren Aufzeichnung mit dem Titel „Ûber Beziehungen zu ost-
europåischen Staaten und Vælkern“ zusammenzufassen.192 Im Mai
1964 war der neue SPD-Vorsitzende in den USA – nach einem Mei-
nungsaustausch mit Pråsident Johnson – mit dem amerikanischen
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Außenminister Dean Rusk zusammengetroffen. Rusk hatte Brandts
Anmerkungen çber Osteuropa mit großem Interesse aufgenommen
und ihn gebeten, sie aufzuzeichnen und ihm zuzusenden.

Mitte Juli 1964 legte Egon Bahr einen ersten Entwurf vor. Nach
Ûberarbeitungen schickte Willy Brandt die erweiterte Fassung des
Papiers an wenige politische Freunde, so an Fritz Erler und Herbert
Wehner, und bat um eine kritische Lektçre. Ausgangspunkt fçr seine
Ûberlegungen war die Frage, wie westeuropåische Politiker reagieren
sollten, wenn die osteuropåischen Staaten einmal nicht mehr „bloße
Satelliten der Sowjetunion“ seien. Brandt sah vor allem Mæglich-
keiten, die wirtschaftspolitischen, noch mehr aber die kulturellen
Beziehungen auszubauen. Die DDR stelle zwar wegen der „politi-
schen Nichtanerkennung“ ein besonderes Problem dar, gerade des-
halb besitze sie, die „Zone“, bei den angestrebten intensiven Bezie-
hungen zwischen Ost und West jedoch eine besondere Bedeutung.
Um Schwierigkeiten zu umgehen, sollten direkte Kontakte der Bun-
desregierung oder des Berliner Senats zur DDR-Regierung vermieden
werden. Wirtschaftsgespråche sollten Firmen oder Firmengemein-
schaften fçhren. Den Kulturaustausch sollten Kulturorganisationen
im Auftrage staatlicher Stellen vorbereiten.

Die Passagen çber die Mæglichkeit der Einbeziehung der DDR
wurden insbesondere von Herbert Wehner beeinflusst, der in seiner
Stellungnahme kritisch angemerkt hatte, dass „eine intensivere
Kommunikation zwischen west- und osteuropåischen Vælkern an
der Zone nicht einfach vorbeigehen kann und wird“. Dieser Aspekt
einer besonderen Ostpolitik, die die DDR einschließe, dçrfe nicht
fehlen. Die Vorschlåge Wehners wurden schließlich von Brandt
wærtlich in die Endfassung des Memorandums çbernommen.193

Die çberarbeitete und erweiterte Aufzeichnung schickte der
SPD-Vorsitzende wie versprochen im August 1964 an den amerikani-
schen Außenminister. Zuvor schon hatte er sie an die Mitglieder des
Pråsidiums der SPD und an zahlreiche politische Freunde im In- und
Ausland versandt.194 Sie war vertraulich, von einer Geheimhaltung
aber konnte keine Rede sein. CDU/CSU und auch die FDP åußerten
sich empært. Der „geheime“ Charakter der Ausarbeitung solle ver-
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bergen, dass der Regierende Bçrgermeister ein weiteres Mal einen
„außenpolitischen Alleingang“ unternommen habe. Um „einseitigen
Darstellungen oder bæswilligen Verzerrungen vorzubeugen“, ließ
Willy Brandt seine Aufzeichnung vom August 1964 im Januar 1965
veræffentlichen.195

Die Reflexionen Brandts, die sich seit 1962 in Reden und Memo-
randen niederschlugen, waren immer die Quintessenz seiner prakti-
schen Politik in und fçr Berlin. Es ging ihm stets um eine langfristige
Perspektive fçr die Sicherheit der von ihm regierten Stadt – eine Per-
spektive, die nur eine Chance hatte, wenn sie eingebettet war in die
Konzeption einer neuen Deutschland- und Ostpolitik.

Das verdeutlichen nicht zuletzt die zunåchst mehrfach geschei-
terten, spåter teilweise sogar ohne Vorinformation der Bundesregie-
rung zustande gekommenen Begegnungen Brandts mit Vertretern
der Sowjetunion. Nachdem schon im Mårz 1959 eine Begegnung mit
Chruschtschow gescheitert war196, schlug auch im Januar 1963 der
Plan eines Treffens fehl.197 Der sowjetische Ministerpråsident hatte
auch nach dem Mauerbau nicht mit wenig diplomatischen Vor-
wçrfen gespart: Brandt halte „brandstifterische Reden“ in Berlin und
werde von der Bundesregierung zu diesen neuen „Abenteuern“ auch
noch ermuntert.198 Dennoch war Chruschtschow zu Beginn des Jah-
res 1963 erneut zu einem Gespråch in Ostberlin mit dem Regierenden
Bçrgermeister bereit, der auch gerne dorthin gefahren wåre. Sein
Koalitionspartner CDU hielt ihn aber von einem Treffen ab.199

Die politische Großwetterlage war zu dieser Zeit fçr wagemutige
Experimente von Westberliner Politikern noch nicht gçnstig. Nur
drei Jahre spåter hatte sich das Klima jedoch veråndert, und der
Spielraum fçr den Regierenden Bçrgermeister war græßer geworden.
Bereits seit Ende 1962 waren eindeutige Signale aus Ostberlin ge-
kommen, dass der dortige sowjetische Botschafter „Wert auf eine
Unterhaltung mit Brandt“ lege.200 1966 traf sich Willy Brandt erst-
mals mit Moskaus Botschafter in der Bundesrepublik, Smirnow201,
und, politisch brisanter, mehrfach sogar mit dem sowjetischen Bot-
schafter in der DDR, Abrassimow.202 Als Brandt mit seiner Frau Rut
am 12. Oktober 1966 auf Einladung Abrassimows zu einem Abend-
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essen in die Botschaft Unter den Linden fuhr, war dies zugleich das
erste Wiedersehen mit Ostberlin seit 1960. Die Bundesregierung
hatte nichts gegen die Begegnungen einzuwenden, beklagte freilich,
dass sie nicht vorher informiert worden sei. Das letzte Treffen mit
Botschafter Abrassimow fand am 22. November 1966 statt, wenige
Tage bevor die Große Koalition gebildet wurde und Willy Brandt als
Vizekanzler und Außenminister nach Bonn wechselte, um seine
konzeptionellen Ûberlegungen fçr eine neue Ost- und Deutschland-
politik auf einer græßeren Bçhne umzusetzen.

Innenpolitische Herausforderungen und Erfolge in Berlin 1961 bis 1966

Der Mauerbau stellte fçr Brandt in mehrfacher Hinsicht eine Zåsur
dar. Der Bundestagswahlkampf 1961 hatte von Anfang an im Zeichen
der Massenflucht aus der DDR gestanden. Der Beginn der Absperr-
maßnahmen am 13. August machte den Urnengang zu einer Wahl
unter anomalen Bedingungen. Der Kanzlerkandidat der SPD brach
seine Wahlkampfreise sofort ab. Dass Adenauer Berlin erst am 22.
August 1961, neun Tage nach demMauerbau und einen Tag nach der
Abreise des amerikanischen Vizepråsidenten Lyndon B. Johnson, be-
suchte, beeintråchtigte jedoch die Wahlchancen der CDU kaum.
Trotz deutlicher Stimmengewinne fçr die SPD (+ 4,4 Prozentpunkte)
war deshalb das Ergebnis der Bundestagswahl vom 17. September
1961 vor allem fçr die Sozialdemokraten und ihren Spitzen-
kandidaten Brandt enttåuschend.

Wåhrend des Wahlkampfes hatten sich CDU und CSU wieder
viele der umlaufenden Verleumdungen gegen Brandt zu eigen ge-
macht, um den Kanzlerkandidaten der SPD persænlich zu treffen.
Adenauer spielte kurz nach dem 13. August 1961 auf Brandts nicht-
eheliche Geburt an und sprach von „Herrn Brandt alias Frahm“, der
als Kanzler Deutschland den Russen ausliefern wolle.203 Die diffa-
mierenden Bemerkungen waren kein dem Wahlkampf geschuldeter
„Ausrutscher“; sie waren Teil einer wohlçberlegten und seit lån-
gerem geplanten Kampagne der Unionsparteien, da der Kanzlerkan-
didat der SPD in Umfragen gegençber dem damals 84-jåhrigen Kanz-
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ler sehr erfolgreich abgeschnitten hatte. Bereits imMai 1960 hatte das
Meinungsforschungsinstitut Allensbach Bundesbçrger befragt, wen
sie zum Bundeskanzler wåhlen wçrden, wenn sie die Wahl zwischen
Adenauer und Brandt håtten. Fçr Adenauer sprachen sich 28 %, fçr
Brandt 40 % aus. Im direkten Vergleich mit Bundeswirtschafts-
minister Erhard hatte der Regierende Bçrgermeister noch mehr Zu-
stimmung gefunden (Brandt 43 %; Erhard 26 %). Adenauer zitierte
das Ergebnis dieser Umfragen in der Sitzung des CDU-Bundesvor-
stands am 6. Juli 1960 und knçpfte daran im engen Kreis seiner Par-
teifreunde åhnliche diffamierende Auslassungen, wie er sie ein Jahr
spåter æffentlich wiederholte: Die Umfrage beweise „die ganze
Dummheit des deutschen Volkes, çber die man erschçttert sein
mçsse“. Brandt „kænne nur repråsentieren und Reden halten, aber ob
er arbeiten kænne, das habe er noch nicht gezeigt“. Außerdem heiße
Brandt „ja in Wirklichkeit Frahm“, sei „norwegischer Soldat ge-
worden“ und habe gegen deutsche Soldaten gekåmpft. „Man mçsse
sich jetzt çberlegen, was zur Aufklårung çber Brandt zu geschehen
habe.“204 Mit der Wahlkampfrede des Bundeskanzlers am 14. August
1961 in Regensburg erreichten die Diffamierungskampagnen der
Union ihren Hæhepunkt. Brandt war so empært, dass er eine wegen
des Mauerbaus einberufene Sondersitzung des Berliner Senats ab-
brach. In einer Presseerklårung verwahrte er sich gegen den „nied-
rigen Stil“ und gegen die „Wçrdelosigkeit der Angriffe des Herrn
Bundeskanzler“, versprach aber, sich trotz dieser „Infamie“ so zu ver-
halten, „wie es dem Notstand unseres Volkes entspricht“.205

Auch Bundesverteidigungsminister Franz Josef Strauß machte
die Emigration zum Thema und fragte in Wahlversammlungen
scheinheilig, was denn Herr Brandt zwælf Jahre im Ausland getrieben
habe. Brandt zægerte allerdings, dem politischen Gegner CDU und
CSU mit gleicher Mçnze zurçckzuzahlen. Er entschuldigte sich in
einem Schreiben an Strauß sogar dafçr, dass er ihn falsch zitiert habe.
Zwar wusste Brandt, dass das gesprochene oft genug vom veræffent-
lichten Wort einer Strauß-Rede abwich, dennoch versicherte er dem
Vorsitzenden der CSU, er håtte bei Kenntnis des richtigen Wortlauts
die Rede nicht kritisiert. Er begrçßte sogar, dass sich Strauß „ent-
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schieden gegen einen Schmutzkampf in der Politik und gegen per-
sænliche Herabsetzungen“ gewandt habe. Brandt und seinen Mit-
arbeitern war es nicht leicht gefallen, das „Entschuldigungs-
schreiben“ zu formulieren, wovon viele Entwçrfe zeugen. Aber der
Kanzlerkandidat Brandt wollte offenbar – selbst im Wahlkampf –
den politischen Gegner mit Samthandschuhen anfassen, um sich die
Chancen fçr eine kçnftige Regierungsbeteiligung der SPD nicht zu
verbauen.206

Die Angriffe gegen seine Person stießen zwar im Ausland auf
wenig Verståndnis, erfçllten aber, wie die Wahlergebnisse zeigten,
immer noch ihren innenpolitischen Zweck.Willy Brandt zumindest
meinte rçckblickend, dass sowohl die „Schmutzflut von Verdåch-
tigungen und Verleumdungen“ imWahlkampf 1961 wie auch spåter
die „Dreckkampagne“ im Wahlkampf 1965 „eine bedrçckend große
Rolle gespielt hat“.207

Nach der Wahl 1961 sprach Brandt erstmals davon, und 1965
wiederholte er es, dass er sich kçnftig noch mehr um Berlin kçm-
mern und sich auf seine Aufgaben als Regierender Bçrgermeister
konzentrieren werde. Durch seine Haltung in den Tagen und Wo-
chen nach dem 13. August 1961 war sein Ansehen in der Stadt weiter
gewachsen.208 In der Berliner SPD war Willy Brandt nun in der Rolle
des zwar noch nicht unumstrittenen, aber in seiner Machtausçbung
nicht mehr behinderten Parteifçhrers. Die in Berlin mitregierende
CDU beeinflusste die Landespolitik kaum noch, und wenn sie es
versuchte, dann mit fçr sie fatalen Folgen. Besonders deutlich wird
dies an den bereits erwåhnten Vorgången um die Einladung
Chruschtschows im Januar 1963. Brandt hatte sich bereit erklårt, die
Einladung des sowjetischen Ministerpråsidenten zu Gespråchen in
Ostberlin anzunehmen. Bçrgermeister Franz Amrehn und mit ihm
die ganze Berliner CDU drohten daraufhin, die Koalition auf-
zukçndigen. Der Regierende Bçrgermeister sagte das fest vereinbarte
Treffen in letzter Minute ab. Er fçhlte sich erpresst und in der Úf-
fentlichkeit brçskiert.209 Trotz all seiner Telefonate und Gespråche
mit Adenauer çber das geplante Treffen vermutete er sogar ein „ab-
gekartetes Spiel zwischen dem Bundeskanzler und der Berliner
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CDU“, um mit diesem – wie er annahm – von Bonn aus organisierten
Manæver den Spitzenkandidaten der SPD fçr die bevorstehenden
Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus zu treffen.210

Eine Fortsetzung der Koalition mit der CDU nach den Wahlen
im Februar 1963 schien ihm nicht mehr vorstellbar.211 Die CDU er-
hielt die Quittung. Ihr Stimmenanteil sank um fast 9 Prozentpunkte.
Die SPD konnte mit 61,9 % ihre absolute Mehrheit weiter ausbauen.
Da sie weiterhin nicht allein regieren wollten, boten die Sozial-
demokraten diesmal der FDP eine Koalition an. Die CDU musste in
die Opposition wechseln.

Im Jahre 1964 erreichte Brandts Ansehen in der Stadt einen Hæ-
hepunkt. Eine repråsentative Umfrage ergab damals, dass çber 89 %
der Westberliner mit Willy Brandt und mit seiner Politik in und fçr
Berlin zufrieden waren. Das galt allerdings einmal mehr nicht fçr alle
Mitglieder der Berliner SPD. Bei einigen eckte der Regierende Bçr-
germeister an, wobei er teilweise deren Widerspruch auch provo-
zierte. So verurteilte er 1962 mit scharfen Worten die Verant-
wortlichen fçr den Tod Peter Fechters, warnte aber spåter vor einer
antikommunistischen „Hysterie“ in der Stadt.212 Er ließ in æffentli-
chen Stellungnahmen keinen Zweifel an seiner „Bçndnistreue“ zu
den USA, nicht einmal in der Frage des Vietnam-Krieges213, weigerte
sich jedoch – auch æffentlich –, seinen amerika-kritischen Sæhnen
Peter und Lars Vorschriften zu machen, wie und wo sie sich politisch
zu engagieren håtten.214 Er fand harsche Worte, um antisemitische
Schmierereien auch in Berlin zu verurteilen215, scheute sich aber
nicht, der Tochter von Albert Speer einen Blumenstrauß zu schicken,
als Hitlers Rçstungsminister 1966 aus dem alliierten Kriegs-
verbrechergefångnis in Berlin-Spandau freigelassen wurde.216 Viele
Berliner Sozialdemokraten kritisierten in Leserbriefen an Zeitungen
und in Parteiversammlungen das Verhalten Brandts. Es gab Partei-
austritte.Willy Brandt nahm die Kritik in Kauf, weil er der nach 1961
in Westberlin wieder stårker ausgeprågten Neigung zum Schwarz-
Weiß-Denken nicht nachgeben wollte.

Seine Entscheidung, sich nach der Bundestagswahl 1961 wieder
mehr Berlin zu widmen, war zunåchst auch Ausdruck einer ge-
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Abwanderungswelle aus Berlin kçndigte sich an. Der Mangel an
Arbeitskråften war absehbar. Ûber Nacht blieben mehr als 40 000 so
genannte Grenzgånger, die bis zum August 1961 in Ostberlin lebten
und in Westberlin arbeiteten, weg; sie mussten wegbleiben. Die
Stimmung der Westberliner war schlecht, die Grundstçckspreise
sanken nach dem Mauerbau ins Bodenlose.217

Doch Westberlin wurde nach 1961 nicht zu einer „schwer-
kranken“ Stadt, wie die Sowjetunion und die DDR gehofft und Brandt
sowie mit ihm auch viele Berliner zunåchst befçrchtet hatten. Die
Koordinaten der Berlin-Politik waren fçr Willy Brandt eindeutig. Der
Regierende Bçrgermeister musste versuchen, die Auswirkungen des
13. August zu çberwinden; er musste dem Pessimismus west-
deutscher Politiker, Berlin sei „nicht zu halten“, ebenso entgegen-
treten wie der auf die AuszehrungWestberlins angelegten Politik der
Sowjetunion und der DDR.

Der Berliner Senat entwarf ein abgestuftes Programm, das Brandt
freilich oft variierte und mit massiver finanzieller Unterstçtzung des
Bundes in die Tat umsetzte. Es reichte von einer großzçgigen Woh-
nungsbau- und Verkehrsplanung çber ein Bçndel von Steuerer-
leichterungen fçr Unternehmer und Arbeitnehmer als Anreiz zur
Ansiedlung in der Stadt bis hin zu „Zitterpråmien“ fçr junge Ehe-
paare. Willy Brandt war daher schon 1962 zuversichtlich, dass der
Erfolg nicht ausbleiben werde.218

Eine sehr glçckliche Hand bewies er bei der Auswahl von Poli-
tikern, die ihm çber ihre Ressortaufgaben hinaus halfen, seine Berlin-
Politik zu planen und zu verwirklichen. Der Senator fçr Wirtschaft
Karl Schiller, die Senatoren fçr Wissenschaft und Kunst Adolf Arndt
und Werner Stein und der Senator fçr Schulwesen Carl-Heinz Evers
waren bundesweit bekannte Politiker mit scharfem persænlichen
Profil.

Als Brandt Ende 1966 den Stuhl des Regierenden Bçrgermeisters
mit dem des Außenministers der Großen Koalition tauschte, konnte
er eine positive Bilanz ziehen. Die im August 1961 beschworene Ge-
fahr des „Verdorrens“ der Teilstadt bestand nicht mehr. Die Bevælke-
rungszahl war wegen des Zuzugs von Arbeitnehmern und Studenten
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aus der Bundesrepublik und durch die Steigerung der Geburtenrate
stabil geblieben. Das Werben um Investitionen fçr die gewerbliche
Wirtschaft war auf ein bemerkenswertes Echo gestoßen, was sich vor
allem der sozialdemokratische Wirtschaftssenator Karl Schiller als
Verdienst anrechnen konnte. Die Moral der Westberliner war, wie
zahlreiche Umfragen zeigten, ungebrochen. Dennoch war West-
berlin keine „Großstadt wie jede andere“. Brandt und der Berliner
Senat erkannten schon sehr frçh einen politischen „Funktionsver-
lust“ Westberlins als Folge des Mauerbaus. Der Regierende Bçrger-
meister wollte undmusste deshalb çber die eng gewordenen Grenzen
Westberlins hinausschauen. Die Stadt sollte auch långerfristig çber-
lebensfåhig bleiben. Brandt beschwor deshalb die Berlinerinnen und
Berliner, „manche Lethargie, manches kleinmçtige Zægern, manches
dieser Stadt nicht angemessene, nur auf sich selbst bezogene Denken
zu çberwinden“. Berlin brauche „weit geæffnete Fenster, inter-
nationale Gesinnung und die Verbindung mit allen Teilen der
Welt“.219 Berlin zu einer „Kulturmetropole“ und einer europåischen
„Drehscheibe“ auch im Ost-West-Handel zu machen schien eine Læ-
sung zu sein.220

Aufgrund der Status-Probleme der Stadt waren derartige Visio-
nen aber nicht leicht zu verwirklichen. Immer wieder musste Brandt
daran erinnern, dass çber diese langfristigen Projektionen die Reali-
tåten nicht vergessen werden durften. Der sowjetische Pianist Swja-
toslaw Richter, der im Juli 1964 ohne Visum der Bundesrepublik aus
Ostberlin anreisen wollte, durfte in Westberlin nicht auftreten. Kri-
tiker sahen im Auftrittsverbot bçrokratische Willkçr. Aber, so
schrieb Brandt an Nicolas Nabokov, der 1964 im Auftrage des Regie-
renden Bçrgermeisters fçr Berlin als eine Art „Kulturbotschafter“ tå-
tig war, die Bindungen zur Bundesrepublik seien von „vitaler Bedeu-
tung“. Der Senat mçsse auf sie auch in wenig einleuchtenden Zu-
sammenhången Rçcksicht nehmen.221

Die Frage, ob Berlin „eine schwerkranke Stadt“ sei, konnte
1966 gleichwohl mit guten Argumenten verneint werden. Auch
kritische Beobachter der Berliner Politik zægerten damals nicht,
Berlin die „modernste und kulturell aktivste Großstadt Deutsch-
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lands“ zu nennen.222 Aber Berlin blieb geteilt, und keine noch so
einfallsreiche Berlin-Politik und keine noch so großzçgige Bundes-
hilfe konnten die Teilung aufheben. Eine Læsung des Berlin-Pro-
blems war langfristig nur mæglich als Teil einer gesamtdeutschen
Læsung.

Fazit

Fast zwanzig Jahre lang, von 1947 bis 1966, lebte und arbeitete
Willy Brandt in Berlin und fçr diese Stadt. Sein Bild als politische
Persænlichkeit verånderte sich damals mehr als in den Jahren da-
nach. In dieser langen Zeit erarbeitete er sich das Rçstzeug fçr
seine Politik als Außenminister und Bundeskanzler. Die Jahre vor
1966 waren indes keine bloße Vorgeschichte. Die politischen Auf-
gaben Brandts – Berlin-Beauftragter des Parteivorstandes, Berliner
Bundestagsabgeordneter, Chefredakteur des Berliner Stadtblattes,
Pråsident des Abgeordnetenhauses, Regierender Bçrgermeister von
Berlin und Landesvorsitzender der SPD – forderten den ganzen
Mann. Er zeigte sich den großen Herausforderungen gewachsen,
die vor allem die Berlin-Krise und der Mauerbau an ihn stellten. Er
meisterte sie in den Augen der Úffentlichkeit mit Tatkraft, Mut
und Besonnenheit. Das machte ihn çber Berlin hinaus bekannt
und populår.

Willy Brandt wollte und konnte in Berlin von Anfang an nicht
nur Kommunalpolitik machen. Sein Interesse galt, gerade weil er
sich um die Freiheit Berlins sorgte, auch deutschlandpolitischen
und außenpolitischen Fragen. „Berlin bleibt frei“ hieß in Wirk-
lichkeit: Westberlin soll frei bleiben. Mit dieser Einschrånkung ist
eine Crux der Ost- und Deutschlandpolitik benannt, die die Politik
Brandts fçr Berlin seit 1947/48 bestimmen sollte: Der aus den alli-
ierten Ûbereinkçnften herrçhrende Status der Vier-Måchte-Stadt
Berlin war nur die eine Seite der Medaille, die Realitåt der Drei-
Måchte-Stadt Westberlin mit den stets gefåhrdeten Zugangswegen
von und nach der Bundesrepublik war die andere. Es galt darçber
hinaus, zwischen Bundes- und Landespartei, zwischen Bundes- und
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Landespolitik und zwischen den Interessen von vier Alliierten
einen politischen Weg zu finden, der nicht nur Deklamation war,
sondern reale Aussicht hatte, ans Ziel zu fçhren. Berlin galt seit
1948 als die „Achillesferse des Westens“.223 Darin lag allerdings fçr
einen Berliner Politiker auch eine Chance, denn die Westalliierten
konnten Berlin nicht aufgeben. Brandt versuchte, diese Chance zu
nutzen.

Politik in und fçr Berlin zu machen, war fçr Willy Brandt nie
einfach. In der Berliner Sozialdemokratie war der Rçckkehrer aus
dem Exil willkommen. Als er jedoch den Anspruch erhob, an verant-
wortlicher Stelle mitzusprechen, lagen viele Steine auf seinem Weg,
die er wegzuråumen hatte, um schließlich 1958 zum Landesvor-
sitzenden der Berliner SPD gewåhlt zu werden.

Vom ersten bis zum letzten Tag seiner politischen Arbeit in
Berlin musste sich Brandt mit persænlichen Denunziationen und
Diffamierungen auseinandersetzen. Immer wieder unternahmen
Gegner den Versuch, seine politische Karriere zu verhindern, zu-
mindest aber zu behindern. Die Denunziationen hatten schon im
Exil begonnen, und sie hærten auch nach seinem Tode nicht
auf.224 In der Berliner Zeit kulminierten die Angriffe gegen Brandt
in beispielloser Weise. Sie speisten sich aus den verschiedensten
Quellen, hatten die unterschiedlichsten politischen Gegner als Ur-
heber und wiesen dennoch åhnliche Muster auf. Die Verleum-
dungen betrafen, meist ineinander verwoben, sein persænliches
Leben und seine politische Haltung. Die Stichworte lauteten in
einer Auflistung des Senatspressechefs Egon Bahr aus dem Jahre
1961: „Herkunft, Scheidung der ersten Ehe, Namenswechsel, Ge-
rçchte çber Lebensstil“ und „Linksradikalismus in der Jugend,
Emigration, mægliche Volksfront-Neigung, spanischer Bçrgerkrieg,
norwegischer Widerstand“. Hinzu kam der Vorwurf, Brandt habe
fçr die verschiedensten Geheimdienste in Ost und West gearbei-
tet. Viele seiner Weggefåhrten und er selbst sahen in den An-
wçrfen nur einen Sinn: Die denunziatorischen Angriffe sollten
Brandt „fertigmachen“, und jede Form der Verleumdung war
recht.225
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Willy Brandt setzte sich auf verschiedenste Weise, nicht zuletzt
gerichtlich, zur Wehr. Oft schwieg er auch zu den Anwçrfen. Seine
Zeit im Exil aber ließ er nie in den Schmutz ziehen. Mehr als einmal
erklårte er, dass er stolz sei auf seine „Teilnahme am Widerstand ge-
gen das Hitler-Regime in Deutschland und auch in Norwegen, das
mir zur zweiten Heimat geworden war“.226

Schwerer wogen fçr Brandt die Diffamierungen seiner Person,
wenn offenbar war, dass sie aus der eigenen Partei kamen. Sie waren
nicht leicht zu greifen, noch weniger waren sie zu begreifen. Egon
Bahr erklårt es sich im Rçckblick damit, dass Brandt bei nicht we-
nigen Berliner Sozialdemokraten der fçnfziger Jahre ein „persæn-
liches Unbehagen“ ausgelæst hatte, das die Bereitschaft zur Kolpor-
tage von Gerçchten erleichterte. Brandt war der von der West-
berliner Presse hochgelobte, „strahlende“, aber auch ein wenig
„schillernde“ Politiker, der nicht so recht in die eher „kleinbçrger-
liche Partei“ der Berliner Nachkriegszeit zu passen schien.227 Die aus
den Diffamierungen resultierenden Blessuren erklåren auch seine
wachsende Unduldsamkeit gegençber Kritikern in der Berliner SPD,
auch da, wo es nicht um Diffamierungen ging, sondern um politi-
sche Differenzen.

In der Emigration hatte Brandt zum Teil bittere Erfahrungen
gemacht, aber auch neue Freunde und neue Einsichten gewonnen.
Er war vom sozialen Reformprogramm der norwegischen Arbeiter-
partei beeindruckt und hatte sich vom radikalen Linkssozialisten
zum – wie er sich selbst charakterisierte – „freiheitlichen Sozialis-
ten und sozialen Demokraten skandinavischer Prågung“ entwi-
ckelt. Damit hatte er die dogmatische Enge seiner frçheren links-
sozialistischen Position çberwunden, die ursprçnglichen Ziele je-
doch nicht vergessen.228 Als Willy Brandt im Jahre 1982, schon
altersweise, seine politischen Anfånge in Lçbeck und als Emigrant
Revue passieren ließ und unter dem Titel „Links und frei“ ver-
æffentlichte, bedachte er auch, was er aus seiner Zeit im Exil in
Norwegen und Schweden fçr seinen politischen Neuanfang in Ber-
lin mitgebracht hatte. Er schrieb: „In Skandinavien habe ich eini-
ges vom Sinn fçr die Realitåten, von den Werten einer freiheitli-
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chen und sozialen Demokratie und von den Chancen der Welt-
offenheit in mich aufgenommen. Dieses waren die Erfahrungen,
auf die ich mich stçtzen konnte, als ich meine Aufgaben in Berlin
und in Bonn çbernahm.“229

Aus seiner Auslandserfahrung resultierte eine Gelassenheit im
Umgang mit den Alliierten, eine Gelassenheit, die in der Berliner
Sozialdemokratie nicht viele hatten. Er scheute sich nicht, seine Ein-
sichten auch seinen unbeweglichen Genossen zuzumuten. Er zog in
der Berliner Landespolitik das Aushandeln von Kompromissen dem
Gang in die Opposition vor. Seinen Parteifreunden empfahl er einen
anderen Umgang mit dem politischen Gegner.230 „Am Anfang steht
also fçr uns nicht, wozu wir nein sagen, sondern wozu wir ja sa-
gen.“231 Dahinter stand sicher auch taktisches Kalkçl, zumal Brandt
anders agieren konnte, wie die Diskussionen um die Ausschlçsse von
Parteimitgliedern zeigen.

Bei dringlichen Entscheidungen mochte Willy Brandt die Dinge
nicht çbers Knie brechen. Er wollte das Fçr und Wider abwågen und
die „Dinge ausreifen lassen“. Man attestierte ihm deshalb einen Hang
zum „Attentismus“. In manchen Situationen, etwa 1957, als er zæ-
gerte, gegen den SPD-Landesvorsitzenden Franz Neumann zu kandi-
dieren232, oder 1963, als er sich zu entscheiden hatte, in Berlin zu
bleiben oder als Oppositionsfçhrer nach Bonn zu gehen233, mussten
ihn gute Freunde erst drången, deutlich zu sagen, was er eigentlich
wolle. Aber Brandt hatte diese guten Freunde, und er hærte meistens
auf ihren Rat. Sein Selbstbewusstsein war spåtestens seit 1957 spçr-
bar gewachsen, was ihm half, eine zu Beginn seiner Zeit als Au-
ßenminister noch erkennbare „Verkrampfung“ schnell zu çber-
winden.234

Viele Berliner Sozialdemokraten erkannten aufgrund der inner-
parteilichen Auseinandersetzungen der fçnfziger Jahre nicht, dass
Brandt schon damals offen war fçr eine Politik, die er in den sech-
ziger Jahren mit ihrer Unterstçtzung betrieb. Harry Ristock, ein
Gegner aus frçheren Tagen und spåterer Bewunderer, hat das sehr
selbstkritisch zum Ausdruck gebracht. Er habe damals nicht erkannt,
dass Brandt historisch der Mann war, „der nach vorne ging“.235 Fçr
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Brandt und fçr seine politischen Freunde stellte eine „Politik der
kleinen Schritte“ in Berlin schon lange vor 1963 die Alternative zu
einer „Politik des Nichtstuns“ dar.

Es bleibt als ein Fazit der vielen Jahre seiner Politik in und fçr
Berlin zwischen 1947 und 1966, was der Außenminister Brandt auf
dem Landesparteitag der Berliner SPD im Dezember 1966 in den
Worten bçndelte, seine Rede sei keine „Abschiedsrede von Berlin“, er
habe vielmehr den „Beginn eines neuen Abschnitts der Arbeit fçr
Berlin“ anzukçndigen.236 Egon Bahr formulierte es noch prågnanter:
„Was von Berlin aus zu bewegen war, war mit den Passierscheinen
ausgereizt. Wer mehr wollte, sogar fçr die Stadt, musste nach
Bonn.“237 Auch Willy Brandt wusste, dass Berlin politisch zu klein
geworden war fçr das, was er fçr diese Stadt noch erreichen wollte.

Zur Auswahl der Dokumente

Die Einleitung benennt die wichtigsten Etappen der politischen Bio-
graphie Brandts fçr die Jahre 1947 bis 1966. Die Auswahl der Doku-
mente folgt dieser Gliederung, wobei die Jahre bis 1957 nur knapp ein
Drittel der abgedruckten Dokumente umfassen. Die meisten Doku-
mente (83 von 118) beziehen sich auf den Zeitraum von 1958 bis 1966.
Die Jahre Brandts als Regierender Bçrgermeister in Berlin bilden also
den Schwerpunkt im Band 3 der Berliner Ausgabe.

Ausgespart bleiben Dokumente, die den Weg Brandts in der SPD
als Bundespartei und die Entwicklung seiner programmatischen
Vorstellungen nachzeichnen. Sie sind im Band 4 der Berliner Ausgabe
zu finden.

Die Zeit zwischen 1947 und 1966 sind vor allem Jahre gewesen,
in denen sich Brandt in der Berliner SPD behaupten musste. Die Do-
kumente zu diesem Aspekt spiegeln die Auseinandersetzungen in der
Berliner Partei aus verschiedenen Blickwinkeln. Seine hier auszugs-
weise abgedruckten Reden auf Berliner Landesparteitagen geben
darçber ebenso Auskunft wie, deutlicher in der Wortwahl, Briefe an
persænliche Freunde. Die Protokolle der Landesparteitage jener Jahre
sind allesamt nicht veræffentlicht und nur als maschinenschriftliche
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Tonbandabschriften im Franz-Neumann-Archiv Berlin, im August-
Bebel-Institut Berlin und im Archiv der sozialen Demokratie der
Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn zugånglich.

Eine Vielzahl von sehr unterschiedlichen Quellen gibt Hinweise
auf die Verånderung der politischen Persænlichkeit Willy Brandts.
Zwar wurden viele dieser Dokumente damals publiziert. Es handelt
sich aber vor allem um zahlreiche Artikel, die der gelernte Journalist
fçr heute meist schwer zugångliche Zeitungen und Zeitschriften und
fçr die Pressedienste der SPD schrieb. Daneben werden Briefe, hand-
schriftliche Aufzeichnungen und Gespråchsnotizen Brandts in die
Dokumentation aufgenommen, denn sie ergånzen die zeitgeschicht-
lichen Informationen um seine persænliche Sicht auf Personen und
Ereignisse.

Die Berlin-Politik des Regierenden Bçrgermeisters war immer
auch Deutschland- und Ostpolitik, die mit der Bundesregierung und
mit den westlichen Alliierten abgestimmt werden musste. In diesen
Jahren fçhrte Brandt viele Gespråche mit deutschen, amerikani-
schen, britischen und franzæsischen, aber auch mit sowjetischen
Politikern. Die teilweise nur handschriftlich vorliegenden Auf-
zeichnungen Brandts çber diese Gespråche werden so weit wie
mæglich ungekçrzt abgedruckt. Das betrifft vor allem Vermerke
çber Gespråche mit Bundeskanzler Adenauer, mit dem amerikani-
schen Pråsidenten Kennedy, mit dem franzæsischen Pråsidenten de
Gaulle und – teilweise erstmals veræffentlicht – die Gespråche mit
dem sowjetischen Botschafter Abrassimow im Jahre 1966. Ohne
Kçrzungen wird als programmatisches Dokument fçr die kçnftige
Deutschlandpolitik die Rede Brandts in Tutzing im Jahre 1963 ver-
æffentlicht.

Die Entwicklung der politischen Persænlichkeit Brandts in den
Jahren bis 1966 wird besonders in seinen persænlichen Briefen deut-
lich. Sie werden deshalb mit in die Dokumentation aufgenommen,
auch wenn sie – scheinbar – eher Privates zum Inhalt haben. Das be-
trifft auch die beiden Briefe Brandts an seine Frau aus den Jahren
1948 und 1949, die Rut Brandt dankenswerterweise aus ihrem Pri-
vatbesitz fçr diesen Band zur Verfçgung stellte.
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